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Hans-Ulrich Evers

Notstand - Grenze des Rechtsstaates?

Zu den Aufgaben, die auf den 5. Deutschen 
Bundestag zukommen, gehört die Auseinan-
dersetzung mit dem Problem der Notstands-
gesetzgebung, die von seinem Vorgänger nicht 
mehr abgeschlossen wurde. Wegen des Grund-
satzes der Diskontinuität sind zwar die Ent-
würfe des Notstandsverfassungsgesetzes und 
der „einfachen Notstandsgesetze", die von der 
Bundesregierung 1963 eingebracht worden 
waren, und auch die Beschlüsse des Bundes-
tages und seiner Ausschüsse gegenstandslos 
— mit Ausnahme der sieben Gesetze, die der 
4. Deutsche Bundestag noch verabschiedet hat. 
Das Problem aber bleibt und damit die Sorge, 
jede Notstandsgesetzgebung gefährde Demo-
kratie und Rechtsstaat, die in Memoranden, 
Resolutionen, Protestakten und auch in 
einer Erklärung von 215 Professoren zum Aus-
druck gekommen war: „Alle Ausnahmegesetze 
sind der Tod der Demokratie".

Aufgabe dieser Abhandlung kann es nicht 
sein, die Problematik einer Notstandsgesetz-
gebung im Rechtsstaat auszuschreiten. Sie muß 
sich darauf beschränken, Gelegenheit zum 
Nachdenken über einige Grundsatzprobleme

Der Rechtsstaat des Grundgesetzes (GG) be-
greift sich als formale und als materielle Ord-
nung des Gemeinwesens. Der Rechtsstaat ist 
eine förmliche Ordnung, die die Kompetenzen 
verteilt und die Wahrnehmung der Kompeten-
zen an die Einhaltung bestimmter Formvor-

Antrittsvorlesung des Verfassers an der Techni-
schen Hochschule Braunschweig am 16. Juni 1965. 
Der einleitende Teil der Vorlesung ist wegen des 
Ablaufs der Legislaturperiode des Bundestages 
überholt. Er wurde daher abgeändert. Um den Cha-
rakter einer Darstellung zu bewahren, die sich an 
den Interessierten und nicht allein an den Rechts-
gelehrten wendet, wurde auf eingehende Schrift-
tumsnachweise verzichtet. Verwiesen sei aber auf 
den Sammelband: „Der Staatsnotstand", Berlin 1964. 

zu geben. Patentlösungen vermag sie nicht zu 
bieten.

1. Es ist zu fragen, ob der Rechtsstaat, der 
sich auf eine perfekte Notstandsregelung ein-
läßt, an eine Grenze gerät und, wenn er sie 
überschreitet, seine Wesenszüge verändert, so 
daß die Notstandsgesetzgebung zur Preisgabe 
des Rechtsstaates — womöglich bereits im 
Frieden zur Diktatur eines „permanenten Not-
stands" — führt. Mit gewendeter Fragestel-
lung bedeutet das: setzt der Rechtsstaat der 
Möglichkeit zur Notstandsgesetzgebung Gren-
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zen, die auch dann einzuhalten sind, wenn die 
rechtsstaatlich unbedenklichen Gesetze aller 
Voraussicht nach nicht ausreichen, um unge-
wöhnliche Lagen zu beherrschen?

2. Welche Probleme ergeben sich für die 
spezifisch deutsche Lage?

Der Rechtsstaat

Schriften bindet — insbesondere: Beschluß der 
Gesetze nur durch das Parlament in einem be-
stimmten Verfahren mit anschließender Ver-
kündung, Bindung der Verwaltung an dieses 
Gesetz durch die Prinzipien des Vorranges und 
des Vorbehaltes des Gesetzes. Darüber hinaus 
umschließt der Begriff des Rechtsstaates im for-
mellen Sinne auch eine richterliche Kontrolle 
der Ausübung der Gewalten, sei es, daß der 
einzelne die Gerichte zum Schutze seiner indi-
viduellen Rechte anrufen kann, sei es, daß 
Organe des Bundes oder der Länder, Teile 
dieser Organe, selbst die politischen Parteien 
das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) anru- 
fen können, wenn die verfassungsmäßige Ord-
nung verletzt wird.



Der Rechtsstaat des GG ist zugleich eine mate-
rielle Ordnung, da das staatliche Handeln, 
auch wenn es die Verfahrensvorschriften ein-
hält, inhaltlich gebunden ist durch den We-
sensgehalt der Grundrechte, den Grundsatz 
der Menschenwürde, das Prinzip des demo-
kratischen Staates, des Sozialstaates und des 
Bundesstaates. Ferner gelten nach Art. 25 GG 
die allgemeinen Regeln des Völkerrechts als 
Bestandteil des Bundesrechts. Das bedeutet: 
Der Gesetzgeber, auch wenn er sich der Form 
des verfassungsändernden Gesetzes bedient, 
ist nicht befugt, Normen zu erlassen, die mit 
diesem Mindestinhalt einer rechtsstaatlichen 
Ordnung im Widerspruch stehen.

In diesen Grenzen gestattet und gebietet das 
GG, staatliche Sicherheit, Wohlfahrt und 
Macht zu fördern, Gefahren für die öffentliche 

Sicherheit und Ordnung abzuwehren. Das GG 
ist sogar gegenüber den Feinden der Freiheit 
weitergegangen als die Weimarer Verfassung 
und gestattet, ihren Freiheitsraum erheblich 
einzuschränken. Zur Erfüllung dieser breit ge-
fächerten Aufgaben steht die Polizei zur Ver-
fügung, die der Bund nach Art. 91 GG notfalls 
unter sein einheitliches Kommando stellen 
kann. Der Staat kann ferner die Leistungs-
kraft des Apparates der Daseinsvorsorge, das 
Personal- und Materialreservoir der Bundes-
wehr und auch die Leistungskraft der Wirt-
schaft einsetzen, wenn er sie sich gegen Ent-
gelt nutzbar macht. Für den Normalfall rela-
tiv geordneter Verhältnisse ist der Staat auf 
diese Mittel beschränkt. Es hat sich gezeigt, 
daß sie in den Situationen, die in der Bundes-
republik bisher zu bewältigen waren, vollauf 
ausreichten.

übergesetzlicher Notstand im Rechtsstaat

Es sind jedoch Lagen vorstellbar, die mit den 
Mitteln, die das GG zur Verfügung stellt, nicht 
beherrscht werden können. Vor der Möglich-
keit einer solchen Situation kann man heute 
weniger denn je die Augen verschließen. Zu 
denken ist an die äußere Gefahr einer kriege-
rischen Verwicklung, die innere Gefahr eines 
Umsturzes bei wesentlich veränderten wirt-
schaftlichen und sozialen Verhältnissen, die 
nach der gegenwärtigen Technik der Revolu-
tion durch den Versuch eines Staatsstreiches 
ausgelöst werden kann, und schließlich Kata-
strophen ganz ungewöhnlichen Ausmaßes.

Was soll dann geschehen? Es wird die An-
sicht — auch von namhaften Juristen — ver-
treten, daß der Rechtsstaat selbst in diesen 
verzweifelten Situationen die formellen und 
materiellen Bindungen der Verfassung strikt 
einzuhalten hat. Die Inanspruchnahme außer-
gewöhnlicher, in der Verfassung nicht vorge-
sehener Befugnisse unter Berufung auf ein un-
abhängig von der jeweiligen Verfassung be-
stehendes Recht des übergesetzlichen Staats-
notstandes ist nach dieser Ansicht unzulässig 
und nichts als ein anderer Ausdruck für den 
Satz, daß Macht vor Recht geht.

Für diese Ansicht kann auf die Struktur un-
seres Staates verwiesen werden, der als 

Rechtsstaat nur und ausschließlich gemäß den 
formellen und materiellen Vorschriften der 
Verfassung verfahren darf und in der Tat un-
tätig bleiben muß, wenn das positive Recht 
keine Handlungsvollmacht für die beabsich-
tigte und als notwendig angesehene Aktion 
vorsieht. Zur Begründung wird ferner auf die 
Gefahr des Mißbrauchs eines solchen überge-
setzlichen Notstandsrechts hingewiesen. In 
seiner Unbestimmtheit und Grenzenlosigkeit 
ladet es geradezu zur Machtanmaßung ein. In 
der Weimarer Zeit beriefen sich die rechts-
radikalen Fememörder auf dieses Recht. Hitler 
leitete hieraus eine Rechtfertigung der Morde 
im Zusammenhang mit der Röhm-Affäre ab. 
Auch in der Gegenwart kann es bei Amtsan-
maßung und Rechtsbruch schwer sein, die Be-
rufung auf Staatsnotstand als windige Aus-
rede abzutun und die Einlassung des Täters 
zu widerlegen, daß er einem Irrtum zum Opfer 
gefallen sei, der ihn entschuldige.

So logisch es erscheint, dem übergesetzlichen 
Notstand rechtliches Dasein zu bestreiten, so 
gefährlich dieser Rechtfertigungsgrund für den 
Rechtsstaat sein muß — die Geschichte zeigt, 
daß sich in der Stunde der Not Staatsräson 
als stärker erwiesen hat denn alle rechtlichen 
Bindungen, daß mithin nicht der Rechtsstaat 



dem Notstand, sondern umgekehrt, die Not 
dem Rechtsstaat eine Grenze setzt und dem 
Walten der Staatsräson den Weg freigibt.

Hierzu einige Beispiele: Noske, in den Wirren 
des Jahres 1919 Reichswehrminister, befahl 
am 9. März 1919: „Jede Person, die mit der 
Waffe in der Hand gegen Regierungstruppen 
kämpfend angetroffen wird, ist sofort zu er-
schießen". Vor der Weimarer Nationalver-
sammlung wegen dieses vom Gesetz nicht ge-
deckten Schießbefehls zur Rede gestellt, be-
richtete Noske, er habe eine Woche lang ver-
sucht, mit Verhängung des Belagerungszustan-
des und dem Kriegsgericht der in Berlin toben-
den Revolution Herr zu werden. Schließlich, 
in höchster Not, als die revolutionären Mas-
sen einzelne Soldaten bestialisch abzuschlach-
ten begonnen hätten, habe er sich schweren 
Herzens entschlossen, jenen Befehl zu erteilen: 
„In Berlin war höchste Gefahr im Verzüge, 
stand das Leben von Tausenden und Zehntau-
senden von Menschen auf dem Spiel. In der Ge-
fahr halte ich mich für verpflichtet, das zu tun, 
was dazu beiträgt, so rasch wie möglich wie-
der Ordnung und Sicherheit zu schaffen. Da 
gelten Paragraphen nichts, sondern da gilt 
lediglich der Erfolg, und der war auf meiner 
Seite“.

Aus der gleichen Zeit wird Ebert das Wort 
zugeschrieben: „Wenn der Tag kommt, an 
dem die Frage auftaucht: Deutschland oder 
die Verfassung, dann werden wir Deutschland 
nicht wegen der Verfassung zugrunde gehen 
lassen".

Bei diesen Dokumenten ließe sich noch sagen, 
sie seien Zeugnisse der Hilf- und Ratlosigkeit 
der jungen Weimarer Demokratie, die sich 
auch später nicht dem Druck der Nachkriegs-
lasten und der Heterogenität ihrer politischen 
Strömungen rechts und links gewachsen 
zeigte.

Wie gelassen erscheint dagegen das Ur-
sprungs- und Musterland der Demokratie — 
England —, dessen Richter alle Gefahren für 
den Staat und seine Sicherheit bewußt in Kauf 
nehmen und sich nicht scheuen, selbst einen 
Hochverrräter aus der Untersuchungshaft zu 
entlassen, wenn die Regeln des due process 
of law verletzt sind und daher eine solche Ent-
lassung fordern. Sobald es aber um die Gel-
tung Englands als Seemacht geht, scheinen 

ganz andere Gesetze zu herrschen. Am 1. Juli 
1940 erging der Befehl, die im französischen 
Hafen von Oran liegenden Einheiten der fran-
zösischen Flotte zur Übergabe aufzufordern 
und im Falle der Weigerung unter Einsatz von 
Gewalt zu versenken. Es sollte verhindert 
werden, daß die französische Flotte in deut-
sche Hände fiel. Der Befehlshaber der briti-
schen Mittelmeerflotte erkannte die Völker-
rechtswidrigkeit dieses Befehls und erhob tele-
graphische Gegenvorstellungen. Doch die bri-
tische Admiralität erwiderte nach Rückfrage 
bei dem Kriegskabinett Churchill: „Fester Ent-
schluß der Regierung, daß die Franzosen ver-
nichtet werden müssen, falls sie keine Ihrer 
Vorschläge annehmen.“ Aber auch am folgen-
den Tage war der Admiral noch nicht bereit, 
das Feuer auf das vor Anker liegende 
Schlachtschiffgeschwader der Bundesgenossen 
zu eröffnen. Das Gewissen ließ ihm keine Ruhe. 
Churchill schreibt in seinen Memoiren (Bd. II, 
S. 286): „Aus den Mitteilungen, die sie uns 
hatten zukommen lassen, konnten wir deut-
lich den Gewissenskonflikt des englischen Ad-
mirals und seiner Kapitäne herausfühlen. 
Nichts als der ausdrücklichste Befehl konnte 
sie zwingen, das Feuer auf jene zu eröffnen, 
die eben noch ihre Waffengefährten gewesen 
waren. Auch auf der Admiralität war die Er-
regung unverkennbar. Doch das Kriegskabi-
nett blieb unerschütterlich bei seinem Ent-
schluß ..." Es erging die endgültige Weisung, 
und am Morgen des 3. Juli 1940 wurde die 
französische Flotte zusammengeschossen. Drei 
französische Schlachtschiffe wurden zerstört, 
ein viertes erreichte beschädigt Toulon. 1500 
französische Seeleute büßten ihr Leben ein. 
Churchill schrieb in den Memoiren hierzu: 
„Das war ein höchst widerwärtiger Beschluß, 
der unnatürlichste und schmerzlichste, den ich 
je zu fassen hatte. Er rief die Episode der Ver-
nichtung der dänischen Flotte durch Admiral 
Nelson im Jahre 1801 in Erinnerung; diesmal 
aber waren die Franzosen gestern noch unsere 
teuren Verbündeten gewesen, und unser Mit-
gefühl mit dem unglücklichen französischen 
Volk war aufrichtig. Andererseits stand das 
Dasein des Staates und das Heil unserer Sache 
auf dem Spiel. Es war eine griechische Tragö-
die. Doch keine Tat war je notwendiger für 
das Leben Englands und für alles, was davon 
abhing".



Nicht einmal Churchill zweifelt an der Völ-
kerrechtswidrigkeit des Befehls, den er gege-
ben hatte. Staatsräson aber war stärker als 
das Recht. Niemals war dieser eklatante Bruch 
des Völkerrechts Gegenstand eines gericht-
lichen Verfahrens. Weder Frankreich noch die 
Angehörigen der jämmerlich ums Leben ge-
kommenen Franzosen verklagten den Admiral 
oder Churchill oder die englische Krone. Ein 
solches Unterfangen wäre auch aussichtslos 
gewesen. Das läßt sich leicht aus der Judika-
tur der englischen Gerichte nachweisen. Die 
englischen Gerichte hätten sich darauf zurück-
gezogen, daß es sich um einen act of state 
gehandelt habe, über dessen Recht oder Un-
recht sie nicht zu befinden haben. Nicht an-
ders hätte sich der Oberste Gerichtshof der 
Vereinigten Staaten verhalten. Mit der For-
mel, es handle sich um eine politische Frage, 
hatte er sich der Nachprüfung des zum Teil 
rücksichtslosen Vorgehens der Einzelstaaten 
gegen die Indianerstämme entzogen.

Bedenkt man die enge Zusammengehörigkeit 
zwischen Recht und Rechtsprechung — der 
Richter Frankfurter des Obersten Gerichtshofes 
formulierte kurz: „Der Oberste Gerichtshof ist 
die Verfassung" —, dann kann eine solche 
Selbstbeschränkung der Gerichte oder eine 
den Gerichten auferlegte Beschränkung nicht 
ohne Rückwirkung auf den Inhalt des Rechtes 
selbst sein, das seine Geltung im Ausnahme-
fall mithin einschränkt — mögen auch 
die Grenzen einer solchen Selbstbeschränkung 
der Gerichte und damit die Sanktionslosigkeit 
staatlicher Maßnahmen offenbleiben.

Es zeigt sich: In der echten oder vermeint-
lichen Ausnahmesituation siegt die Staatsrä-
son über das Recht. Rechtsregeln, ja selbst 
elementare Gebote abendländischer Rechtskul-
tur werden beiseite geschoben. Aber auch die-
ses Verhalten in der Ausnahmesituation be-
ansprucht zulässiges Verhalten, also recht-
mäßig zu sein — gleich, ob man annimmt, der 
übergesetzliche Staatsnotstand wirke rechtfer-
tigend oder nicht. Wenn eine solche Aus-
nahmesituation vorliegt, scheint mithin immer 
noch das Wort Machiavellis gültig zu sein 

(Discorsi III, 41): „Wo es um das Sein oder 
Nichtsein des Vaterlandes geht, gibt es keine 
Bedenken, ob gerecht oder ungerecht, mild 
oder grausam, löblich oder schimpflich. Man 
muß jede andere Rücksicht wegschieben und 
durchaus dem Entschluß folgen, der ihm das 
Leben rettet und die Freiheit erhält".

Der Rechtsstaat aber mit seinen formalen und 
materialen Inhalten ist preisgegeben. Preis-
gegeben ist zugleich der Mensch in diesem 
Staat, der die Sicherheit in der normalen Si-
tuation gewährt. Aber weiter noch — und erst 
hier wird vollends die Grenze sichtbar, an die 
der Rechtsstaat gerät: Der moderne Kultur-
staat ist eine geistige Leistung des Menschen, 
er kann nicht anders als eine sittliche Leistung 
gedacht werden, die in der Bändigung und 
Vergeistigung der Staatsräson ihren Grund 
hat. Zerbricht der Mächtige im Staat unter Be-
rufung auf übergesetzlichen Notstand und 
Staatsräson die dem staatlichen Handeln auf-
erlegten Bindungen, dann vergeht er sich nicht 
allein an der sittlichen, den Staat konstituie-
renden Idee, dann droht er vielmehr den Staat 
selbst zugrunde zu richten. Denn in diesem 
Augenblick verliert der Staat als geistig-sitt-
liche werterfüllte Wirklichkeit eben diese 
seine Wirklichkeit.

Es ist daher nicht richtig, wenn Carl Schmitt 
in seiner Politischen Theologie (Vier Kapitel 
von der Lehre der Souveränität, 1922, 2. Ausl. 
1934, S. 19) im Ausnahmezustand nichts als 
eine Stunde der Bewährung sieht, aus der der 
Staat ohne Schuld und Makel hervorgeht: 
„Die Existenz des Staates bewährt hier eine 
zweifellose Überlegenheit über die Geltung 
der Rechtsnorm. Die Entscheidung macht sich 
frei von jeder normativen Gebundenheit und 
wird im eigentlichen Sinne absolut. Im Aus-
nahmefall suspendiert der Staat das Recht, 
kraft seines Selbsterhaltungsrechtes, wie man 
sagt".

Der Ausnahmezustand ist nicht die Stunde der 
Bewährung, sondern der Not. Die äußere, 
reale Not wird zur Not für den Staat als gei-
stig-sittliche Wirklichkeit.



Überwindung der Not die zentrale Aufgabe des Staates

Andererseits — und hier zeigt sich die Unaus-
weichlichkeit des Problems —: Der Staat ist 
nicht nur eine Organisation für den Normalfall 
des politischen Alltags. Für Sicherheit und Exi-
stenz des Bürgers in der normalen Situation 
wäre der Staat noch am ehesten entbehrlich; 
der Bürger und die Gesellschaft der Bürger 
könnten sich notfalls auch selbst helfen, und es 
ist ein elementares und primitives Gebot klu-
ger Staatsgestaltung, den Staat in gewisser 
Weise entbehrlich werden zu lassen. Abschaf-
fen kann man ihn nicht. In der modernen In-
dustriegesellschaft ist der Mensch in seinen 
elementarsten Lebensbedürfnissen von den 
natürlichen Quellen seiner Existenzsicherung 
— Wasser und Energie — abgeschnitten und 
daher um vieles abhängiger geworden und 
schon im Normalfall der Daseinsvorsorge des 
Staates bedürftig. Geradezu erschreckend aber 
zeigt sich die Abhängigkeit des Menschen in 
der nicht normalen, der unvorhergesehenen 
Lage. Zur Existenzsicherung gehört nicht nur 
der Zugang zu Wasser und Energie und die 
Abwehr von Gefahren im Normalfall, sondern 
die Chance und Möglichkeit des überlebens 
in allen von der Natur und dem Menschen ge-
schaffenen Situationen. Daher ist es gerade 
die wesentliche Aufgabe des Staates, die sein 
Vorhandensein und seine Macht überhaupt 
rechfertigt, auch diese unvorhergesehenen 
Lagen zu beherrschen. Wenn es aber Aufgabe 
des Staates ist, die menschliche Existenz in 
diesem Sinne zu erhalten und zu fördern, und 
zwar gerade in diesen Situationen, dann muß

Der Rechtsstaat des GG mit seinen Bindungen 
behält dem Staat einen Teil der Befugnisse vor, 
deren er bedarf, um auch die ungewöhnliche 
und unvorhersehbare Lage zu beherrschen. Es 
besteht keinerlei Gewähr dafür, daß es nicht 
eines Tages einmal zu einer solchen Situation 
kommt. Daher ist zu besorgen, die Einsicht 
von Brice, die Triepel erneut ins Bewußtsein 
gehoben hat, könnte sich wiederum bewahr-
heiten: „Starre Verfassungen haben nur die 
Wahl, ob sie gebogen oder gebrochen sein 
wollen." Da der Rechtsstaat weder das Biegen 

er auch die Befugnis haben, das je nach Not-
wendigkeit geeignete Mittel wählen und ein-
setzen zu dürfen. Und weiter noch: Recht setzt 
ein Mindestmaß von Ordnung voraus, einen 
generellen Gehorsam gegenüber der Norm, 
die im großen und ganzen befolgt werden 
muß, um überhaupt geltendes Recht zu sein. 
Das Chaos ist das Ende des Rechtsstaates. Um 
sich zu behaupten, muß der Staat also das 
Chaos verhindern können.

Um Mißverständnisse von vornherein zu ver-
meiden: Auch dieser Satz ist nicht grenzen-
los sinnvoll. Es geht nicht um die Existenz des 
Staates als solchen, sondern um die Erhaltung 
der Existenz der Menschen dieses Staates. Der 
Kampf des Hitlerstaates in Berlin vor den 
Bunkern der Reichskanzlei war längst kein 
Kampf mehr um die Existenz des Staates in 
diesem Sinne, da dieser Staat seine Aufgaben 
nicht mehr erfüllen konnte und wollte. Die 
Existenz des Staates hatte sich im Jahre 1945 
in die Landkreise und Städte zurückgezogen, 
als diese die Versorgung der Bürger mit dem 
Lebensnotwendigsten — so kümmerlich es war 
— zu übernehmen versuchten. Freilich, was 
im übrigen zu den wichtigsten Lebensinter-
essen eines Staates in concreto gehört, läßt 
sich abstrakt nicht sagen. Die Geschichte zeigt, 
daß hierunter sehr verschiedenes verstanden 
wurde, von der Erhaltung der jeweiligen Dy-
nastie, der Ehre, der jeweiligen Herrschafts-
und Wirtschaftsordnung bis zum schlichten 
überleben seiner Bürger.

Vorsorge für die Stunde der Not

noch das Brechen wollen kann, ist die rechts-
staatliche Verfassungsschöpfung mit dem Ziel 
der Vorsorge für die Stunde der Not der ein-
zige Weg zur Abhilfe. Wenn ein Staat in der 
Lage sein muß, sich auch auf unvorhergese-
hene Lagen einstellen zu können, um mit Ka-
tastrophen aller Art fertigzuwerden, dann las-
sen sich wegen der Unvorhersehbarkeit der 
Ereignisse weder Voraussetzungen noch 
Rechtsfolgen eines solchen Ereignisses ab-
schließend kodifizieren. Im Grunde können 
und müssen nur zwei Fragen geregelt werden: 



die Fragen, wer den Staatsnotstand festzustel-
len hat und wer in dieser außergewöhnlichen 
Situation zu handeln hat. Freilich schließt das 
nicht aus, geeignete Kontrollen für die Wahr-
nehmung beider Befugnisse einzubauen.

Die Fragen, wer den Staatsnotstand festzustel-
len hat und wer in dieser außerordentlichen 
Situation zu handeln hat, wurden in den frühe-
ren deutschen Verfassungen nur in lapidarer 
Kürze beantwortet. Die Geschichte am Ende 
des Kaiserreiches mit ihrer Diktatur der Ober-
sten Heeresleitung, vor allem aber der Wei-
marer Verfassung mit der Diktatur des Reichs-
präsidenten haben die Gefahren gezeigt, die 

mit solchen generalklauselartigen Ermächti-
gungen verbunden sind. Wird die Macht ein-
zelnen Staatsorganen überlassen, um der un-
gewöhnlichen Lage auch mit ungewöhnlichen 
Mitteln begegnen zu können, dann ist stets 
damit zu rechnen, daß die Macht sich überstei-
gert. Nur die Heiligen unter den Machtträgern 
— und wo fände man sie? — wären vor der 
Versuchung des Mißbrauchs der Macht gefeit. 
Die Dämonie der Macht enthüllt das Epi-
gramm des Lord Acton: „Macht verdirbt und 
absolute Macht verdirbt absolut". Wiederum 
werden Demokratie und Rechtsstaat aufs Spiel 
gesetzt.

Drei typische Gefahrsituationen

1. Von den außerordentlichen Befugnissen 
wird auch Gebrauch gemacht, um in einer nor-
malen Lage ein politisch erwünschtes Ziel zu 
erreichen, das aber auf dem für die normale 
Lage vorgeschriebenen normalen Wege nicht 
erreicht werden kann. Dieser Mißbrauch hat 
den Art. 48 der Reichsverfassung in Mißkredit 
gebracht. Mit seiner Hilfe betrieben die 
Reichspräsidenten Hindenburg und auch Ebert 
und ihre Reichskanzler u. a. Sozial- und Wirt-
schaftspolitik, teils gegen den Willen des Par-
lamentes, teils anstelle des Parlamentes, das 
infolge seiner inneren Spannungen arbeitsun-
fähig war und sich aus der Verantwortung für 
die Gestaltung der Wirtschaft zurückgezogen 
hatte. Zugegeben: die wirtschaftliche Lage 
war unheilvoll, das Parlament nicht aktions-
fähig. Um Notstand aber handelte es sich we-
der bei der Inflation noch bei der Deflation. 
Es waren nicht einmal die weitherzig formu-
lierten Voraussetzungen des Art. 48 RV ge-
geben.

2. Das Festhalten an den außergewöhnlichen 
Vollmachten, obwohl diese Vollmachten we-
gen Normalisierung der Situation nicht mehr 
erforderlich und daher auch nicht mehr recht-
mäßig sind. Im alten Rom pflegte man in Not-
zeiten dem Diktator nur auf sechs Monate, d. h. 
für die Zeit eines Sommerfeldzuges, die unge-
teilte und absolute Macht anzuvertrauen. 
Nachher fiel die Gewalt automatisch wieder 
an die Konsuln zurück. Hitler benutzte die 
ihm für vier Jahre erteilte Ermächtigung, um 
sie selbstherrlich jeweils zu verlängern.

Aber auch das Frankreich der 5. Republik sah 
sich dieser Gefahr ausgesetzt. Art. 16 gestattet 
dem Präsidenten — de Gaulle — die erforder-
lichen Maßnahmen zu ergreifen, d. h. unbe-
schränkte Macht auszuüben, wenn die Repu-
blik bedroht ist und die regelmäßige Aus-
übung der verfassungsmäßigen öffentlichen 
Gewalt unterbrochen ist. Nach Ausbruch der 
Algerienrevolte im Jahre 1961 setzte de 
Gaulle Art. 16 förmlich in Kraft, obwohl es 
einer solchen förmlichen Inkraftsetzung gar 
nicht bedurfte, und schickte wegen des Not-
standes die verfassungsmäßigen Organe ins 
zweite Glied. Geht man davon aus, daß durch 
die Algerienrevolte in der Tat die Republik 
bedroht gewesen sei, dann war aber noch kein 
Anlaß, nun mit Hilfe des Art. 16 zu regieren, 
da die Ausübung der verfassungsmäßigen öf-
fentlichen Gewalt nicht unterbrochen war, son-
dern erst durch de Gaulles Eingreifen unter-
brochen wurde. Er nahm die ihm damit zuge-
wachsene Vollmachten auch noch lange nach 
dem Ende des Algerienkonfliktes wahr, ob-
wohl nun weder eine unmittelbare Gefahr für 
die Republik vorlag noch die regelmäßige 
verfassungsmäßige Gewalt durch etwas ande-
res behindert wurde als durch de Gaulle 
selbst. Schließlich ließ sich de Gaulle sogar 
1962 durch Volksabstimmung noch weitere 
Vollmachten übertragen und schichtete damit 
vollends die Verfassung um.

3. Maßlosigkeit und Gewissenlosigkeit bei 
der Wahrnehmung der außerordentlichen 



Vollmachten, Vernichtung der Opposition, da-
mit Zerstörung der Demokratie und Verlet-
zung elementarer Prinzipien abendländischer 
Rechtskultur. Hier sind die Schandtaten Hit-
lers zu nennen. Leider hat aber auch Frank-
reich im Algerienkrieg die Prinzipien abend-
ländischer Rechtskultur verletzt.

Auf diesen drei Gefahren — Inanspruchnahme 
der außerordentlichen Befugnisse, ohne daß 
die Voraussetzungen des Notstandes vorlie-

gen; Festhalten an den außergewöhnlichen 
Vollmachten nach Normalisierung der Lage-, 
Maßlosigkeit und Gewissenlosigkeit bei 
Wahrnehmung der außerordentlichen Voll-
machten — beruht das Mißtrauen, das jeder 
Regelung des Notstandes in der Bundesrepu-
blik entgegengebracht wird. Um das Miß-
trauen abzubauen und die Gefahren einzu-
schränken, bieten sich verschiedene Möglich-
keiten an:

Die Sicherungen gegen Mißbrauch der Notstandsbefugnisse

1. Die Konkretisierung und Differenzierung 
der verschiedenen Notstandssituationen und 
Stufung der in den jeweiligen Situationen ein-
setzbaren Mittel mit dem Zweck, den Einsatz 
äußerster Mittel für den Fall zu reservieren, 
der in der Tat dieser äußersten Mittel bedarf. 
Andere, nicht so verzweifelte Fälle müssen 
dann mit milderen Mitteln bekämpft werden. 
Zugleich mit der Festlegung dieses Grundsat-
zes der Verhältnismäßigkeit müssen be-
stimmte Prinzipien abendländischer Rechtskul-
tur gesichert bleiben.

2. Die Befugnis zur Feststellung des Not-
standes muß gegen Mißbrauch abgesichert 
werden.

3. Die Rückkehr zur Normallage nach Been-
digung des Ausnahmezustandes muß erzwing-
bar sein, selbst dann, wenn der zur Wahrneh-
mung der außerordentlichen Befugnisse Beru-
fene der Ansicht ist, er bedürfe noch der be-
sonderen Vollmachten.

Dies alles gebietet, hinreichend klar zu regeln, 
unter welchen tatbestandlichen Voraussetzun-
gen von diesen Befugnissen Gebrauch gemacht 
werden darf. Unausweichlich ist ferner die 
Kontrolle der Entscheidung, daß der Notstand 
eingetreten ist und die Kontrolle der Wahr-
nehmung der Notstandsbefugnisse. Neben 
dem Parlament ist nach dem GG das Bundes-
verfassungsgericht berufen, diese Kontrolle 
durchzuführen. Seine Funktionsfähigkeit ist 
daher die wichtigste Garantie gegen Miß-
brauch der Notstandsbefugnisse.

Die Einschränkung einzelner Grundrechte da-
gegen dürfte unausweichlich sein, insbeson-
dere der politischen Grundrechte der Presse- 

und Versammlungsfreiheit, die auf den Nor-
malfall politischer Aktivitäten in der Normal-
lage zugeschnitten sind, nicht auf die Aus-
nahmesituation. Dort könnten sie nur als wei-
tere Kontrolle gegen Mißbrauch der Aus-
nahmebefugnisse sinnvoll werden. Zu denken 
ist vor allem an Aktionen mit dem Ziel, die 
Rückkehr in die Normallage herbeizuführen. 
Einschränkbar ist auch das Streikrecht, wenn 
es überhaupt von der Verfassung garantiert 
wird. Denn dieses Streikrecht ist ein Recht 
einer gesellschaftlichen Gruppe, ihre Beson-
derheiten durch Auseinandersetzung mit einer 
anderen gesellschaflichen Gruppe zu fördern. 
Im Notstand aber geht es um Bestand und 
Verfassung des Staates, der als demokrati-
scher Staat über den gesellschaftlichen Grup-
pen steht. Daher verliert das Streikrecht seinen 
es legitimierenden Sinn, soweit es um die 
Existenz aller geht und diese Existenz durch 
die Förderung der Besonderheit konkret und 
empfindlich gefährdet würde.

Dagegen muß das Recht auf Leben, körperliche 
Unversehrtheit, Freiheit, Gleichheit und Zu-
gang zu dem gesetzlichen Richter erhalten 
bleiben, wenn auch nicht notwendig in der 
Perfektion der heute geltenden Vorschriften.

Die Bundesregierung hatte in ihrem in der 
vergangenen Legislaturperiode vorgelegten 
Entwurf den Rechtsgedanken des Notstandes, 
den Art. 48 RV noch in den Satz faßte, der 
Reichspräsident sei befugt, wenn im Deutschen 
Reich die öffentliche Sicherheit erheblich ge-
stört oder gefährdet ist, die zur Wiederher-
stellung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung nötigen Maßnahmen zu treffen, über 
zwölf zum Teil umfängliche Artikel ausgebrei-



tet. Der weitere Gang der Gesetzgebung hatte 
noch weitere Differenzierungen und Verfeine-
rungen hervorgetrieben, weil das Mißtrauen 
der Demokratie gegen die Diktatur der zur 
Machtausübung Berufenen nahezu unüberwind-
lich ist. Auf die Einzelheiten ist hier nicht ein-
zugehen, doch zeigt sich, daß der Rechtsstaat 
durchaus bereit und befähigt ist, dem Notstand 
Grenzen zu setzen, um Mißbrauch abzuwehren.

Die formellen und materiellen Sicherungen 
sind freilich nicht ohne Probleme, da der Per-

fektionismus, der alles sichern will — nämlich 
sowohl sichern will, daß der Staat notfalls 
äußerste Befugnisse hat, als auch sichern will, 
daß diese äußersten Befugnisse auch wahr-
haftig nur ausnahmsweise benutzt werden —, 
in beiden Richtungen zu weit greifen kann. Der 
Perfektionismus könnte bewirken, daß eine 
solche Lösung entweder an sich selbst erstickt 
oder , daß eine solche Lösung aber über das 
Ziel der Sicherung des Staates auch in unge-
wöhnlichen Lagen weit hinausschießt.

Mißtrauen und Vertrauen in der Demokratie

Hier ist zu erinnern: mit dem Mißtrauen allein 
ist Staatsgestaltung nicht möglich. Der demo-
kratische Rechtsstaat lebt nicht allein vom 
Mißtrauen. Er beruht auf Vertrauen, nämlich 
auf dem Vertrauen in der Vernunft des Men-
schen, wenn er sich in Freiheit entfalten kann. 
Ist dieses Vertrauen berechtigt, dann ist zu er-
warten, daß der demokratische Rechtsstaat 
auch aus dem Ausnahmezustand als ein 
Rechtsstaat hervorgeht. Ist das Vertrauen in 
die Vernunft nicht berechtigt, dann ist der 
Rechtsstaat im Falle des Notstandes in einer 
tödlichen Gefahr — allerdings ist er dann 
stets gefährdet, wie die Jahre 1932, 1933 zeig-
ten. Ob die Vernunft der Menschen in einer 
konkreten Situation eines Ausnahmezustandes 
ausreichen wird, um das Vertrauen zu recht-
fertigen, das ist das Risiko, dem der Rechts-
staat nicht entweichen kann.

Die Ausnahmegesetze sind nur dann der Tod 
der Demokratie und eine Grenze, die der 

Rechtsstaat nicht ohne Verlust seines Wesens 
überschreiten kann, wenn die Vernunft der 
Menschen versagt. Gelingt es aber, eine 
brauchbare Lösung des Notstandsproblems zu 
schaffen, die von der Sache bestimmt wird, 
rechtfertigen die zur Machtausübung Berufe-
nen und die Machtunterworfenen das in die 
Vernunft des Menschen gesetzte Vertrauen, 
dann wird er auch die Anfechtungen des Aus-
nahmezustandes überstehen.

Daß eine ungewöhliche und unerwartete Lage 
mit ungewöhnlichen Mitteln, wenn es die Um-
stände fordern, bekämpft werden muß, räumt 
auch Montesquieu gleichsam zögernd ein (De- 
1‘esprit des lois, XII, cap 19): „Gleichwohl 
gestehe ich, daß die Übung der freiheitlichsten 
Völker, die es je auf Erden gab, die Ansicht 
in mir befestigt, daß es Fälle gibt, in denen 
man zeitweilig der Freiheit einen Schleier 
Überwerfen muß, wie man die Bilder der Göt-
ter verhüllt."

Notstandsgesetze im geteilten Deutschland

Für die besondere Situation der Bundes-
republik ist damit aber noch nicht die Proble-
matik erschöpft. Vorbereitung auf den Not-
stand kostet Geld. Es wird behauptet, bereits 
die Ausgaben für Schutzraumbauten forderten 
so gigantische Anstrengungen, daß die Lei-
stungsfähigkeit des Staates und des Volkes 
überbeansprucht und schon dadurch der Demo-
kratie der Boden entzogen werde. Der durch 
seine Armut aufs tiefste gefährdete Staat sei 
der Gefahr der Diktatur ausgesetzt und un-
fähig, die gebotene Friedenspolitik zu betrei-

ben. Auf diese Argumente ist nicht einzuge-
hen, da es eine Frage der Überzeugung ist, ob 
eine Demokratie leistungsfähig ist, nicht nur, 
wenn sie den Wohlstand fördert, sondern 
auch, wenn sie sich auf die Abwehr einer Ge-
fahr vorbereitet.
Weil die drei Besatzungsmächte nur eine unvoll-
kommene Notstandsregelung im GG zugelas-
sen hatten, behielten sie sich auch in Art. 5 des 
Deutschlandvertrages von 1955 das Recht vor, 
die zum „Schutze der Sicherheit von in der 
Bundesrepublik stationierten Streitkräften" 



und zur Abwendung „einer ernstlichen Stö-
rung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung' 
notwendigen Maßnahmen zu treffen. Die frü-
heren Besatzungsmächte verpflichteten sich, 
auf diese Rechte zu verzichten, sobald die zu-
ständigen deutschen Behörden entsprechende 
Vollmachten durch die deutsche Gesetzgebung 
erhalten haben.

Auf diesem Überhang des Besatzungsrechts 
beruht daher nicht nur die Telefonkontrolle, 
sondern auch die Sicherheit der Bundesrepu-
blik im Falle des Notstandes. Sie entlehnt also 
gleichsam dem Besatzungsrecht und der Be-
satzungsmacht die Vorsorge für die außerge-
wöhnliche Lage. Wer aus Sorge vor Miß-
brauch der Befugnisse durch Organe der Bun-
desrepublik eine Regelung des Notstands ab-
lehnt, beläßt die außerordentlichen Befugnisse 
den Westmächten und müßte sich fragen, ob 
sie in der Tat mehr Vertrauen verdienen als 
die Organe der Bundesrepublik. Immerhin: Es 
ließe sich anführen, daß zwei der Mächte ihre 
Notsituationen beherrscht haben, ohne auf 
weite Sicht und über längere Zeiträume hin-
weg die rechtsstaatlichen und demokratischen 
Prinzipien preisgegeben zu haben, deutsche 
Organe aber in der Geschichte versagt haben. 
Von derartigen Überlegungen ist in der Ge-
genwart aber wenig zu hören. Dagegen wird 
immer wieder betont, die Bundesrepublik müs-
se schon um ihrer Souveränität willen den 
Alliierten die Obsorge für die Stunde der Not 
abnehmen und ein eigenes Notstandsrecht 
schaffen.
Wer sich auf die Bedürfnisse immer anspruchs-
voller dokumentierter Souveränität beruft, 
übersieht fast stets einen Gesichtspunkt, der 
in der Situation des geteilten Deutschlands be-
sonderer Beachtung bedarf: dieser Mangel an 
Staatsgewalt, dieses Verwiesensein auf die 
Obervormundschaft der Besatzungsmächte ist 
Folge des verlorenen Krieges und dokumen-
tiert die Verantwortung der früheren Besat-
zungsmächte für die Wiedervereinigung. 
Darüber hinaus aber ist gerade dieses Fehlen 
fragwürdiger Souveränität eines der letzten, 
aber markantesten Symbole der verlorenen 
staatlichen Einheit. Auch die SBZ verdankt 
ihre innere Ordnung und Sicherheit den Be-
satzungsmächten, wie die Ereignisse des 17. 
Juni 1953 sinnfällig vor Augen führten. Glei-
ches ergeben auch die Freundschaftsverträge 

mit der UdSSR, wenn auch dort schon seit dem 
Verteidigungsgesetz vom 20. Sept. 1961 für 
den Verteidigungsfall vorgesorgt ist. Solange 
die beiden Machtgebilde diesseits und jenseits 
der Zonengrenze ihre eigene Sicherheit nicht 
gewährleisten können, ihnen elementare Be-
fugnisse ihrer Staatlichkeit vorenthalten sind, 
verdrängen sie nicht vollends das Deutsche 
Reich, auf dessen Territorium und unter des-
sen Dach sie sich entwickelt haben. Das eine 
Machtgebilde behauptet den Untergang des 
Reichs und die Existenz von drei Staaten, das 
andere — die Bundesrepublik — macht das 
Alleinvertretungsrecht für Deutschland gel-
tend. Dennoch kann nach meiner Auffassung 
an dem Gedanken festgehalten werden, daß 
dieses handlungsunfähige Deutsche Reich fort-
existiert, solange die unter seinem Dach 
lebenden feindlichen Brüder nicht die volle 
Souveränität für sich in Anspruch nehmen. 
Die Brücke zur Wiedervereinigung ist gegen-
wärtig unpassierbar. Durch eine Notstands-
regelung einen weiteren Stein aus dieser 
Brücke herauszubrechen, verwehrt das Recht 
nicht — ungeachtet des Wiedervereinigungs-
gebotes in der Präambel und Art. 146 des GG. 
Es ist eine politische Entscheidung, zu deren 
Lösung die Rechtswissenschaft nur beitragen 
kann, daß diese Perspektive nicht aus den 
Augen gelassen werden sollte.

Zusammenfassend ist zu sagen: Das Walten 
der Staatsräson aus seiner Naturhaftigkeit 
und Dämonie herauszulösen, sie zu versitt-
lichen, die Existenz des Bürgers zu sichern, ist 
die Aufgabe des demokratischen Rechtsstaates. 
Seine Regeln dürfen nicht nur für die Normal-
lage gelten. Er muß auch Vorsorge treffen für 
die Bewältigung von Ausnahmesituationen 
und die Erfüllung seiner Aufgaben in der 
Stunde der Not. Andernfalls ist zu besorgen, 
daß die Verfassung gebogen oder gebrochen 
wird. Eine rechtsstaatliche Lösung des Not-
standsproblems ist möglich. Aber: Recht und 
Verfassungsrecht ist Menschenwerk. Es ist da-
her nur von relativer Güte und Beständigkeit. 
Ob auch in der Stunde der Not das Recht das 
Maß der Macht bleibt, entscheidet sich nicht 
allein an der Qualität der Normen für den 
Notstand und der Macht der Tatsachen, die es 
zu beherrschen gilt. Es entscheidet sich in 
erster Linie an der Vernunft des Menschen 
und der Macht seines Willens zum Recht.



Winfried Steffani

Amerikanischer Kongreß und Deutscher Bundestag —
Ein Vergleich

Kein anderes Staatsorgan steht so sehr im 
Zentrum des politischen Gestaltungsprozesses 
eines demokratischen Regierungssystems wie 
das Parlament. Ein volles Verständnis seiner 
Rolle im Regierungssystem, seiner Organisa-
tion, Befugnisse, Zusammensetzung, Arbeits-
weisen und politischen Machtstellung kann 
nur gewonnen werden, wenn es aus dem 
Gesamtzusammenhang des bestehenden Herr-
schaftssystems her analysiert wird. Ein der-
artiges System ist stets ein äußerst komplexes, 
kompliziertes und dynamisches Phänomen. 
Die Analyse eines Parlaments erfordert daher 
eine umfassende und eingehende Untersu-

chung. Das Problem wächst, wenn die Parla-
mente zweier verschiedener Systeme mitein-
ander verglichen werden sollen.

Das vorliegende Thema ist anspruchsvoll. Ich 
habe mich hier jedoch mit dem Verweis auf 
einige grundlegende Probleme und Sachzu-
sammenhänge zu begnügen. Die folgenden Er-
örterungen enthalten: zunächst einige ge-
schichtliche Hinweise, zweitens einen mehr 
systematisch angelegten Vergleich und drit-
tens einen Verweis auf die Gegenwartsdis-
kussion zu Stellung und Reformbedürftigkeit 
von Kongreß und Bundestag.

Ungebrochene Tradition
des amerikanischen parlamentarischen Systems

Am 4. Januar 1965 trat in Washington der 89. 
Kongreß zu seiner konstituierenden Sitzung 
zusammen. Am 19. September 1965 fanden in 
der Bundesrepublik Deutschland die Wahlen 
zum 5. Deutschen Bundestag statt. Diese nüch-
ternen Zahlen — 89. Kongreß und 5. Bundes-
tag — verweisen auf bedeutsame geschicht-
liche Tatsachen und Probleme.
Der Deutsche Bundestag ist heute sechzehn 
Jahre alt, der amerikanische Kongreß genau 
einhundertsechzig Jahre älter. Ein Vergleich 
zwischen Kongreß und Bundestag muß also 
zunächst von der Tatsache ausgehen, daß sich 
hier in gewisser Weise ein geschichtlicher 
„Patriarch" und ein geschichtlicher „Neuling" 
gegenüberstehen. Daß der „geschichtliche Pa-
triarch" ausgerechnet in den USA und der 
„Neuling" im Zentrum Europas zu finden ist, 
mag vor allem jene Europäer erstaunen und 
verwundern, die von der alten Schablone nicht 
lassen können, daß im Gegensatz zu Europa 
in Amerika alles ziemlich jung, geschichtsarm 
und traditionsmager sei.
Zu denjenigen, die es besser wissen, gehören 
jedenfalls nicht zuletzt die neugewählten Ab-
geordneten des Kongresses und des Bundes-
tages, sobald sie ihre ersten Erfahrungen in 
ihren Parlamenten zu sammeln beginnen. Es 

fängt schon mit rein äußerlichen Eindrücken 
an. Welcher Kongreßmann ist nicht, wenn er 
den Kapitolshügel bestiegen hat und das Kon-
greßgebäude in seiner vollen Pracht vor sich 
liegen sieht, vom Anblick geschichtsträchtiger 
Majestät tief beeindruckt? Die würdevolle 
Architektur symbolisiert für ihn reife Tradi-
tion. Auch die Innengestaltung weist darauf 
hin, daß man dem Stil der Väter hohen Re-
spekt zollt. Und sollte der neugewählte Ab-
geordnete gar als Senator in den Kongreß 
einziehen, so wird er im Plenum seines Hau-
ses für sich ein Pult vorfinden, das getreulich 
einem Modell aus dem Jahre 1819 nachgebil-
det wurde. Das Pult ist noch heute mit Tinten-
faß und Federhalter sowie einem Schüttelglas 
voller Streusand ausgerüstet. Und falls es den 
jungen Herrn Senator nach einer Prise ge-
lüsten sollte, so braucht er nur auf einen der 
zwei stets mit frischem Schnupftabak gefüll-
ten Behälter zuzusteuern, die rechts und links 
am Podium des Vizepräsidenten angebracht 
sind.

Geschichte und ungebrochene Tradition be-
herrschen aber nicht nur die Architektur. Glei-
ches gilt für die meisten der geschriebenen 
und ungeschriebenen Geschäftsordnungs-Re-
geln. Neben den geschriebenen Regeln und 



deren zahlreichen Auslegungen — diese Re-
geln und Auslegungs-Entscheidungen durch 
den „Speaker" des Hauses umfassen heute 
allein im Repräsentantenhaus mehr als 11 000 
Einzelbestimmungen, eine beträchtliche An-
zahl gibt es auch im Senat 1) — muß sich der 
Neuankömmling zugleich ungeschriebenen 
Verhaltensregeln einstigen, die in beiden Häu-
sern des Kongresses zum eisernen Bestand-
teil der tatsächlichen Spielregeln gehören. Zu 
diesen ungeschriebenen Regeln zählt im Kon-
greß z. B. die höchst bedeutungsvolle „Senio- 
rity Rule", weit weniger jedoch die Partei-
disziplin, die demgegenüber im Deutschen 
Bundestag eine beherrschende Rolle spielt. Es 
gibt kaum einen Abgeordneten, der es unge-
straft wagen könnte, diese Spielregeln auch 
nur teilweise zu mißachten.

Viele der geltenden Geschäftsordnungsregeln 
und Verfahrensweisen sind sehr alt. Die Ge-
schäftsordnung des Senats ist beispielsweise 
seit Januar 1884 keiner umfassenderen Revi-
sion mehr unterzogen worden. Mehrere Kon-
greßmänner — im Senat angeführt von den 
Senatoren Clark (Demokrat) und Case (Repu-
blikaner) und im Repräsentantenhaus vor 
allem die „Democratic Study Group" — ma-
chen öffentlich keinen Hehl daraus, daß sie 
einige dieser Regeln für völlig überholt und 
äußerst reformbedürftig halten. Reformver-
suche scheitern jedoch in der Regel am Wider-

stand einflußreicher „alter Herren". Der Senior 
Senator von New York, der Republikaner 
Jacob Javits, ein recht reformfreudiger Mann, 
empfahl einmal, im Senat ein paar Kalender 
aufzustellen, damit einige seiner sehr ehren-
werten Herren Kollegen davon Kenntnis neh-
men könnten, daß sie tatsächlich im 20. Jahr-
hundert lebten.
Der neugewählte Abgeordnete des Deutschen 
Bundestages hat da recht andere Erlebnisse. 
Die Stadt Bonn, in der vor 1949 noch niemals 
ein überregionales deutsches Parlament getagt 
hatte, wurde zur Heimstatt des westdeutschen 
Parlaments. Hier ist der Bundestag in neuzeit-
lich konstruierten Gebäuden untergebracht, 
die keinerlei Anspruch auf architektonische 
Aussagekraft beanspruchen. Der neue Ab-
geordnete vermag bald zu spüren: Bonn ist 
lediglich ein Übergangsquartier, es ist nur im 
geteilten Deutschland der Sitz des Deutschen 
Parlaments.
Auch innerhalb des Bundestagsgebäudes gibt 
sich alles recht modern. Die letzte General-
revision der Geschäftsordnung stammt aus 
dem Jahre 1951. Mit den geschriebenen und 
ungeschriebenen Spielregeln wird weiterhin 
experimentiert. Man gibt sich prinzipiell zu-
kunftsoffen, greift Anregungen zu Verfahrens-
verbesserungen in der Regel bereitwillig auf 
und zeigt sich grundsätzlich reformfreudig — 
und gelegentlich wird sogar etwas reformiert.

Wechselvolle deutsche Parlamentsgeschichte

Es wäre nun aber gewiß ein Irrtum anzuneh-
men, Organisation und Arbeitsweisen des 
Kongresses seien lediglich an bewährten und 
nicht änderbaren Verhaltensmustern orien-
tiert. Daß auch im Kongreß viel von Reform 
geredet wird und einiges tatsächlich reformiert 
wird — wir werden darauf noch zurückkom-
men —, ist unbestritten. Ebenso unbestritten 
ist allerdings, daß eine jahrhundertelange, 
ungebrochene Kongreßtradition es jedem Re-
former im amerikanischen Parlament bitter 
schwer macht.

Andererseits ist der Bundestag zwar relativ 
jung und reformfreudig, aber auch er ist be-
kanntlich nicht ohne Vorfahren. Die deutsche 
Parlamentsgeschichte ist keineswegs auf den 
Bundestag beschränkt. Einige deutsche Einzel-

staaten können auf eine recht lebendige Par-
lamentsgeschichte verweisen, die bis ins frühe 
19. Jahrhundert zurückreicht. Zu ihnen gehö-
ren Württemberg und Bayern.

Das erste gesamtdeutsche Parlament — und 
dank der Einbeziehung Österreichs zugleich 
das erste und letzte wirklich gesamtdeutsche 
Parlament — trat im Jahre 1848 in Frankfurt 
am Main zusammen, gewählt auf Grund eines 
Reichswahlgesetzes, das die Prinzipien der 
allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen 
Wahl respektierte. Es konnte sich nur kurze 
Zeit seiner Existenz erfreuen. Nach einem Jahr 
wurde dem Parlament, das eine gesamtdeut-
sche Verfassung erarbeitet hatte, das Lebens-
licht wieder ausgeblasen. 1867 erlebte das 
deutsche Parlament in gewandelter Form, und 
zunächst bis 1871 auf die Partner des Nord-
deutschen Bundes beschränkt, seine Neu-
geburt. Auch die Abgeordneten dieses Reichs-



tages — wie das in Berlin tagende Parlament 
seitdem bis 1945 hieß — wurden ebenso wie 
die des Frankfurter Parlaments von 1848 in 
Einmannwahlkreisen nach den Prinzipien all-
gemeiner, gleicher, direkter und geheimer 
Wahl gewählt.

Wir nannten den Kongreß im Vergleich zum 
Bundestag einen „geschichtlichen Patriarchen". 
Stellen wir jedoch die „Reichstagsgeschichte", 
ohne die der Bundestag schlechterdings nicht 
zu verstehen ist, mit in Rechnung, so geht es 
nicht mehr an, das deutsche Bundesparlament 
als einen „Neuling" abzutun. Hundert Jahre 
Parlamentsgeschichte haben ihre Spuren hin-
terlassen und dürfen nicht unterschätzt wer-
den.

Aber selbst wenn nun der Altersunterschied 
zwischen Kongreß und deutschem Parlament 
nicht mehr gar so gewaltig erscheint, so bleibt 
doch für beide in geschichtlicher Perspektive 
ein wesentlicher Unterschied.

Wenn sich ein amerikanischer Kongreßmann 
unserer Tage über die fundamentalen Kompe-
tenzen und die Organisation seines Parlaments 
informieren will, dann wird er wie seine Vor-
gänger im Jahre 1915 oder 1840 oder 1791 
stets zunächst nach ein und derselben Verfas-
sung greifen, der Bundesverfassung aus dem 
Jahre 1787 bzw. 1791. Von den wenigen spä-
teren Ergänzungsartikeln, die den Kongreß 
betreffen, mag in diesem Zusammenhang ab-
gesehen werden. Sicherlich, kein Kongreß 
gleicht dem anderen. Jeder Kongreß bleibt, 
wie David 

2

Truman sagt, „ein wohlvertrauter 
Fremder", denn er ist stets beides zugleich, „alt 
und immer neu” ). „Immer neu", weil jeder 
Kongreß in einer anderen historischen Situa-
tion operieren muß, sich mit anderen und 
neuen Problemen konfrontiert findet, weil 
seine Mitgliederzusammensetzung ständig 
wechselt, eine Generation die andere ablöst, 
weil jede Generation vorgegebene, gleich-
bleibende Normen, selbst wenn sie verfas-
sungsrechtlich nur wenig geändert werden, 
neu oder anders interpretiert, neue Akzente 
setzt. Dennoch ist jeder Kongreß zugleich 
„alt"; eben weil der verfassungsrechtliche 
Grundrahmen, in den der Kongreß einbezo-
gen ist, seit 1787 trotz aller Änderungen prin-
zipiell der gleiche geblieben ist.

Genau dieser Tatbestand geschichtlicher Kon-
tinuität gilt nicht fürs deutsche Parlament. 
Während der amerikanische „Patriarch" in

2) David B. Truman, The Congressional Party — 
A Case Study, New York 1959, S. VI. 

einem Gewände heranwachsen konnte, das in 
Freiheit geschneidert worden war und — wie 
die glückliche amerikanische Geschichte be-
wies — das freie Wachstum seiner Glieder 
nicht über Gebühr beengte oder gar verhin-
derte, schien das deutsche Parlament auf 
einem Prokrustesbett geboren zu sein.

Es würde zu weit führen, hier auf die Parla-
mentsgeschichte näher einzugehen, obgleich 
— wie gesagt — Kompetenzen, Struktur und 
Arbeitsweisen sowohl des Kongresses als auch 
des Bundestages ohne geschichtliche Rückbe-
sinnung nicht voll zu verstehen sind. Der Hin-
weis mag genügen, daß bei der deutschen 
Parlamentsgeschichte seit 1867 vier Perioden 
zu unterscheiden sind:

1. Von 1867 bis 1918 war das deutsche Par-
lament in eine Verfassungskonzeption einbe-
zogen, die in gewisser Weise einigen Grund-
merkmalen des präsidentiellen Regierungs-
systems entsprach. Diese Verfassungskonzep-
tion wies aber nur beschränkte demokratische 
Ansätze auf. Das Wilhelminische Kaiserreich 
war eine konstitutionelle Monarchie. Wohl 
ging der Reichstag aus demokratischen Wahlen 
hervor — sie waren zu dieser Zeit formell 
demokratischer als die fast aller anderen 
Länder der Welt, auch die der USA, wo es 
damals z. B. noch kein geheimes Wahlrecht 
gab. Das Parlament konnte aber den Reichs-
kanzler, den Chef der Regierung, weder ein- 
noch absetzen (soweit ähnelten seine Befug-
nisse denen des Kongresses), denn der Reichs-
kanzler war praktisch nur dem Kaiser (und 
König von Preußen) verantwortlich, der ihn 
jederzeit ernennen und entlassen konnte. 
Darüber hinaus vermochte der Kaiser aber 
den Reichstag aufzulösen und Neuwahlen an-
zusetzen. Zugleich hatten die Beschlüsse des 
Reichstages nur dann Rechtsgültigkeit, wenn 
sie mit den Beschlüssen des „Oberhauses", des 
nicht-demokratisch bestellten Bundesrates (des-
sen Vorsitz beim Reichskanzler lag), überein-
stimmten.

Vergleicht man Kongreß und Reichstag in die-
ser Periode, so läßt sich vereinfachend sagen: 
Der Reichstag hatte es im Lande mit einem 
starken Kaiser und einer einflußreichen Erb-
aristokratie zu tun; das Land selbst war im 
engen Europa im Norden und Süden wie 
Osten und Westen von Nachbarn umgeben, 
die nicht stets als Freunde angesehen wurden. 
Der Kongreß hatte es demgegenüber weit 
besser: Im Lande selbst sah er sich weder mit 
einem Kaiser noch mit einer Erbaristokratie 
konfrontiert, und außenpolitisch waren die 



USA im Norden und Süden von guten Nach-
barn und im Osten und Westen von Fischen 
umgeben. Glückliches AmerikaI

2. Die zweite Periode deutscher Parlaments-
geschichte von 1919 bis 1933 ist die Zeit der 
Weimarer Republik. Nach dem Ersten Welt-
krieg wurde das demokratische Wahlrecht — 
als Verhältniswahlrecht — in Deutschland 
erstmals voll zur Geltung gebracht. Der Reichs-
tag sowohl wie auch der Reichspräsident und 
die Parlamente der Einzelstaaten (Länder) 
waren demokratischen Wahlen unterworfen. 
Gleichzeitig war das parlamentarische Regie-
rungssystem eingeführt worden, d. h. die Re-
gierung wurde vom Vertrauen des Parlaments 
abhängig, dessen Mißtrauensvotum zum Sturz 
der Regierung führte. Ein derartiges System 
vermag nur zu funktionieren, wenn sich die 
Regierung auf klare, entscheidungsstarke und 
-willige Parlamentsmehrheiten stützen kann. 
Das parlamentarische Regierungssystem, wie 
es in der Weimarer Verfassung konzipiert 
worden war, setzte voraus, daß sich Wähler, 
Parteien, Regierung, Reichspräsident und alle 
anderen Staatsorgane und gesellschaftlichen 
Gruppen kompromißbereit und in demokra-
tischer Verantwortung zu steter Kooperation 
willig zeigten. Das war für die Zeit nach 1918 
offensichtlich zu viel verlangt. Das System 
von Weimar scheiterte endgültig, als Reichs-
präsident von Hindenburg den Vorsitzenden 
der NSDAP, Adolf Hitler — der übrigens nie 
Mitglied des Reichstages war —, am 30. Ja-
nuar 1933 zum Reichskanzler ernannte. Er er-
nannte Hitler, obgleich dieser kein Hehl 
daraus machte, daß er die Demokratie zer-
stören wollte und Hitler im Parlament nur 
eine Minderheit hinter sich hatte, nämlich 248 

Abgeordnete. 336 Abgeordnete, eine große 
Mehrheit also, standen in Opposition. Hitler 
löste sofort den Reichstag auf, und bald senk-
ten sich die Schatten der Tyrannei über 
Deutschland.
3. In der dritten Periode deutscher Parlaments-
geschichte, von 1933 bis 1945, erlitt mit dem 
ganzen Lande auch das deutsche Parlament 
seine tiefste Erniedrigung. Die in SA-Uniform 
erscheinenden Abgeordneten erhielten zwar 
weiterhin Diäten, ihre Arbeit bestand jedoch 
nur noch darin, hin und wieder einmal einer 
Rede Hitlers zu lauschen, dann „Hurra" zu 
brüllen und die Nationalhymnen zu singen. 
Man nannte den Reichstag jetzt den „teuer-
sten Gesangverein Deutschlands".

4. Als der Parlamentarische Rat 1948/49 in 
Bonn die neue Verfassung diskutierte, stan-
den die Erfahrungen, die Deutschland mit dem 
parlamentarischen Regierungssystem Weima-
rer Fasson gemacht hatte, die Niederlage der 
Demokratie und die scheinlegale Machtergrei-
fung Hitlers bei den Überlegungen und Ent-
scheidungen als drohende Warnung Pate. Das 
Ergebnis — auf das auch die Besatzungs-
mächte mit einigem Erfolg Einfluß zu nehmen 
versuchten — war das Grundgesetz vom 
23. Mai 1949.

Es soll hier nicht das Grundgesetz analysiert 
werden. Es muß genügen, ein paar wesentliche 
Verfassungszüge aufzuzeigen, die deutlich 
machen, inwiefern der heutige Bundestag in 
ein recht andersgeartetes Herrschaftssystem 
eingebettet ist als der amerikanische Kongreß 
der Gegenwart. Dazu ist es allerdings erfor- 
derlich, zunächst einige grundlegende Begriffe 
zu klären.

Zur Typologie von Regierungs-,

Im folgenden sei zwischen vier Typen institu-
tioneller Zuordnungen und zwei Typen insti-
tutioneller Grundorientierung unterschieden. 
Es sind dies im einzelnen:
1. Parlamentarisches Regierungssystem und 

präsidentielles Regierungssystem.
2. Einheitsstaat und Bundesstaat.
3. Redeparlament und Arbeitsparlament.

Parlamentarisches und präsidentielles 
Regierungssystem
Das wichtigste Unterscheidungsmerkmal zwi-
schen parlamentarischem und präsidentiellem 
Regierungssystem ist darin zu sehen, daß im

Verfassungs- und Parlamentssystem

parlamentarischen System die Regierung — 
vor allem der Regierungschef — vom Parla-
ment abberufen werden kann. Das hat zur 
Folge, daß eine Regierung nur solange im 
Amt bleiben kann, wie sie von einer parla-
mentarischen Mehrheit getragen wird. Fehlt 
ihr die Mehrheit, stürzt die Regierung. Sta-
bilität und Geschlossenheit einer parlamen-
tarischen Mehrheit werden geradezu identisch 
mit der Stabilität, Handlungsfähigkeit und 
Krisenfestigkeit der Regierung.

Im präsidentiellen System kann die Regierung 
vom Parlament nicht abberufen werden. Die 
Regierung bleibt auch dann im Amt, wenn die 



parlamentarischen Mehrheiten wechseln oder 
nicht geschlossen handeln. Die Amtsdauer 
und Stabilität der Regierung sind nicht abhän-
gig von bzw. identisch mit der Schaffung 
geschlossen handelnder, stabiler parlamen-
tarischer Mehrheiten. Der Amtserfolg und die 
Regierungsleistungen sind nur davon abhän-
gig, ob Regierungsvorlagen im Parlament 
überhaupt Mehrheiten finden.

Einheitsstaat und Bundesstaat

Im Einheitsstaat gibt es nur ein zentrales Par-
lament, das (gleichgültig ob ein- oder zwei-
kammerig strukturiert) über die Fülle aller 
Gesetzgebungsbefugnisse verfügt. Selbstver-
waltungskörperschaften auf regionaler oder 
kommunaler Ebene sind, aller zugestandenen 
Autonomien zum Trotz, den Entscheidungen 
des Parlaments grundsätzlich unterworfen und 
wirken bei Verfassungsänderungen nicht mit. 
Im Bundesstaat besteht demgegenüber eine 
Kompetenzaufgliederung zwischen bundes- 
und einzelstaatlichen Befugnissen. Die Einzel-
staaten verfügen über eigene Kompetenz-
bereiche und wirken auch ganz oder teilweise 
bei der Bundesgesetzgebung durch eine zweite 
Kammer maßgeblich mit. Die Mitwirkung gilt 
insbesondere für Verfassungsänderungen.

Im Einheitsstaat kann das Parlament aus 
einer einzigen Kammer bestehen; falls ein 
Zweikammersystem gegeben ist, wird das 
Ubergewicht in der Regel eindeutig bei einer 
Kammer liegen. In einem Bundesstaat hin-
gegen ist das Parlament nur als Zweikammer- 
Parlament möglich. Entweder haben dabei 
beide Kammern fast gleiche Machtbefugnisse 
— das ist im amerikanischen Kongreß der 
Fall —, oder eine Tendenz zum Einheitsstaat 
wird deutlich.

Redeparlament und Arbeitsparlament

Ein Redeparlament ist ein eminent politisches 
Parlament. Es erhebt vor allem den Anspruch, 
das wichtigste Forum der öffentlichen Mei-
nung, die offizielle Bühne aller großen, die 
Nation bewegenden politischen Diskussionen 
zu sein. Die Parlamentsrede hat verschiedene 
grundlegende Funktionen zu erfüllen: Recht-
fertigung eigener Entscheidungen, Kritik an 

der Haltung anderer, öffentlich-wirksame Kon-
trolle, Information und politische Bildung im 
weitesten Sinne. Im Parlamentsplenum wird 
nicht primär diskutiert, um sich gegenseitig 
zu überzeugen. Derartige „Überzeugungs- 
Gespräche" finden auf anderen Ebenen in 
größeren und kleineren Gruppen sowie in 
vielerlei Form und Weise statt. Die parlamen-
tarische Plenarrede gilt im wesentlichen Maße 
der öffentlichen Meinung, der Presse, dem 
Wähler. Das Redeparlament lebt davon, daß 
die wichtigsten Redepartner entscheidende po-
litische Macht repräsentieren. Daher steht im 
Zentrum die Debatte zwischen Premier und 
Oppositionsführer, zwischen Minister und 
„Schattenminister". Das Redeparlament hat 
daher nur dort eine Chance, wo Regierungs-
chef und Oppositionsführer Mitglieder des 
Parlaments sind oder zumindest in ihm ein 
Rederecht und eine Auskunftspflicht haben. 
Ein Redeparlament wird nur dort seinen 
Funktionen gerecht, wo Parlamentsreden mit 
wacher Resonanz in der öffentlichen Meinung 
rechnen können. Das Zusammenspiel zwischen 
einer glaubwürdigen, systematischen und 
überzeugenden Opposition und einer kritischen 
öffentlichen Meinung wird zum wichtigsten 
Element wirksamer politischer Kontrolle.
Während im Redeparlament das Plenum eine 
wesentliche Rolle spielt, verlagern sich im 
Arbeitsparlament Macht und Arbeit in ent-
scheidender Weise in die Ausschüsse. Nicht 
der Redner, sondern der kenntnisreiche Detail-
experte, der unermüdliche Sachbearbeiter 
wird zur wichtigsten Parlamentsfigur. Der 
Machteinfluß des einzelnen Abgeordneten 
hängt jetzt vor allem von seiner Position im 
parlamentarischen Ausschußsystem ab. Im 
Arbeitsparlament findet die Regierungskon-
trolle nicht primär dadurch statt, daß die Re-
gierung und Verwaltung sowie deren poli-
tische Apologeten, die Mehrheitsparteien, im 
Plenum von der Opposition öffentlich zur Rede 
gestellt und wirksam kritisiert werden. Hier 
wird das Parlament vielmehr weitgehend zu 
einer Spezialbürokratie, in der parlamenta-
rische Experten Experten der Exekutive in 
höchst intensiver Weise um Rede und Aus-
kunft ersuchen und bis zu Detailfragen und 
bis zu kleinsten Einzelposten hin überprüfen 
und weitgehend durch Bestimmungen im vorn- 
hinein festzulegen versuchen.



England: 
parlamentarisches Regierungssystem, Einheitsstaat, Redeparlament

Diese sechs verschiedenen skizzierten Typen 
können in der politischen Praxis in sehr ver-
schiedener Kombination, Ausprägung und in 
mannigfachen Zwischenformen auftreten. Als 
zwei klassische Beispiele konsequenter, ge-
schichtlich gewachsener Kombinationen, die 
darauf hinweisen, daß je drei der genannten 
Typen innerlich zueinander gehören, lassen 
sich das englische und amerikanische Regie-
rungssystem präsentieren.

In England bilden das parlamentarische Re-
gierungssystem, der Einheitsstaat und das 
Redeparlament eine geschlossene Einheit. In 
England gibt es faktisch nur ein Parlament, 
auf das jedermann seine Blicke richtet, das 
Unterhaus in London. Die parlamentarische 
Mehrheit im Unterhaus muß so geartet sein, 
daß die Regierung handlungsfähig und das 
System krisenfest bleibt. Daß es zu stabilen 
Mehrheiten kommt, dafür haben die Parteien 
zu sorgen. Ohne Parteidisziplin können sie 

diese zentral wichtige Funktion im parlamen-
tarischen Regierungssystem nicht erfüllen. 
Ohne Parteidisziplin sind weder stabile Mehr-
heiten noch eine geschlossene, verantwort-
liche Opposition möglich. Nur bei einer kla-
ren Gegenüberstellung von Mehrheit und 
Opposition kann das Redeparlament dem 
Wähler grundlegende Alternativen und Ge-
meinsamkeiten deutlich werden lassen. Ohne 
Parteidisziplin verliert jede Partei ihr Profil. 
Parteien, die keine Geschlossenheit zeigen, 
können vom Wähler schwerlich auf demokra-
tische Weise zur Verantwortung gezogen wer-
den. Sie entziehen sich der Bereitschaft zu 
kollektiver Verantwortung, zur Verantwor-
tung als Gruppe. Das Funktionieren des eng-
lischen Regierungssystems, in dem parlamen-
tarisches System, Einheitsstaat und Rede-
parlament eine Einheit bilden, ist, ebenso wie 
die Arbeitsweisen des Unterhauses, ohne die 
Phänomene Opposition und Parteidisziplin 
nicht zu verstehen.

USA: 
präsidentielles Regierungssystem, Bundesstaat, Arbeitsparlament

In Nordamerika bilden demgegenüber das 
präsidentielle Regierungssystem, der Bundes-
staat und das Arbeitsparlament eine geschlos-
sene Einheit. Opposition, Partei und Partei-
disziplin haben in diesem System andere 
Funktionen als im englischen zu erfüllen. Die-
ser prinzipielle Unterschied zwischen England 
und den USA kommt nicht von ungefähr. 
A. Lawrence Lowell hatte schon 1901 auf fol-
gende Tatsachen hingewiese 3n ): Das entwik- 
kelte englische parlamentarische Regierungs-
system ist fast ein halbes Jahrhundert jünger 
als das präsidentielle der USA. Das parla-
mentarische System ist im wesentlichen eine 
Erfindung der englischen Parteien, die die 
Schöpfer der Grundzüge und Arbeitsprozesse 
des Systems sind. Sie haben entscheidende 
Charakterzüge ihrer eigenen Struktur auf den 
Staat übertragen. Wir können hinzufügen: Das 
parlamentarische System scheint die einzige 
Regierungsform zu sein, um Demokratie und

3) A. Lawrence Lowell, The Influence of Party 
upon Legislation in England and Amerika, in: 
Annual Report of the American Historical Asso-
ciation for the Year 1901, Washington 1902, Bd. I, 
S. 319 ff., bes. S. 343 ff.

Monarchie weitgehend miteinander zu ver-
söhnen.

In den USA ist demgegenüber die geschrie-
bene Verfassung älter als die Partei moder-
neren Typs. Die Mehrheit der Verfassungs-
väter war ausgesprochen parteifeindlich ein-
gestellt. Die Partei sollte außerhalb der Ver-
fassung bleiben. Man nahm an, das System 
würde auch ohne Parteien funktionieren, ja 
es würde ohne deren Einmischung weit bes-
ser arbeiten. Das System der Hemmungen und 
Gegengewichte („checks and balances") der 
amerikanischen Verfassung ist jedoch ohne 
die Vermittlung von Parteien zum Stillstand 
verurteilt. Die Bildung von Parteien erwies 
sich somit in der Praxis als eine dringende 
Notwendigkeit, falls ein Minimum an poli-
tischer Aktion erreicht werden sollte. So nahm 
die Geschichte der modernen Parteien unmit-
telbar nach Inkrafttreten der amerikanischen 
Verfassung in der Neuen Welt ihren Aus-
gangspunkt.

Es bildeten sich aber nicht Parteien des eng-
lischen Typs, Parteien kollektiver Verant-
wortlichkeit und kollektiver Operation in 



Personal- und Sachfragen, sondern Parteien, 
die zwar in Personalfragen ein hohes Maß an 
Geschlossenheit entwickelten, sich in Sach-
fragen aber mit Minimalforderungen zufrie-
den gaben.
Das wichtigste Merkmal der zwei großen 
amerikanischen Parteien liegt auch heute 
noch in der Dezentralisation innerparteilicher 
Macht. Jede der zwei Mammutparteien findet 
sich nur gelegentlich auf Bundesebene zu ge-
meinsamer Aktion zusammen, am deutlich-
sten sichtbar zur Wahl eines Präsidenten und 
Vizepräsidenten.
Während in England somit die Parteien die 
wichtigsten Organisationsweisen des Systems 
nach ihrem Bilde formten, haben sich die 
amerikanischen Parteien in ihrer eigenen 
Struktur den Erfordernissen und Leitbildern 
der vorgegebenen Verfassung angepaßt. Sie 
haben das nach Meinung einiger Beobachter 
so perfekt getan, daß die Parteien heute ge-
radezu als die Garanten eines dezentrali-
sierten Regierungssystems in Amerika ange-
sehen 4 werden ).
Im Kongreß spiegeln sich die Eigenheiten der 
amerikanischen Parteien wider. Da der Kon-
greß als Parlament eines präsidentiellen 
Systems fungiert, haben in ihm die Parteien 
folglich nicht die Aufgabe, stabile Mehrheiten 
zu bilden, um die Regierung im Amte zu hal-
ten. Der wichtigste Antrieb zur Parteidisziplin 
fällt somit fort. Strikte Parteidisziplin wird 
jedoch praktiziert, wenn die Machtpositionen 
im Kongreß zu besetzen sind. Bei der Wahl 
des „Speaker" im Hause ist es beispielsweise 
Tradition, daß beide Parteien hundertpro-
zentige Parteidisziplin zeigen. Stellen die 
Demokraten in beiden Häusern die Mehrheit, 
so ist es selbstverständlich, daß alle entschei-
denden parlamentarischen Positionen von 
Demokraten besetzt werden. Wohl kann ein 
demokratischer Präsident einen Republikaner 
in sein Kabinett berufen — das tat z. B. 
Präsident Kennedy mit Robert S. McNamara 
als Verteidigungsminister und Douglas Dil-
lon als Finanzminister —, aber einen republi-
kanischen Ausschußvorsitzenden bei demo-
kratischen Majoritäten würde man im Kon-
greß vergeblich suchen.
Spielt die Partei somit in personalpolitischen 
Fragen eine ausschlaggebende und bei der 
Bildung regierungstragender Mehrheiten 
mangels Notwendigkeit überhaupt keine

4) Vgl. hierzu vor allem Morton Grodzins, Ameri-
can Political Parties and the American System, in: 
The Western Political Quarterly, Bd. XIII, Dezem-
ber 1960, S. 974—998, insbesondere S. 998.

Rolle, so kommt ihr bei der Entscheidung 
über Gesetzgebungs- und sonstige Sachfragen 
nur eine untergeordnete Rolle zu. Der Präsi-
dent kann sein Programm notfalls auch ver-
mittels ad hoc-Mehrheiten durchsetzen. Er-
leidet er dabei Niederlagen, führen sie kei-
neswegs zum Regierungssturz. In der Praxis 
wartet man notfalls auf eine Krise, die dann 
gegebenenfalls genügend Druck hervorruft, 
um notwendige Vorlagen im Kongreß durch-
zubringen.

Während es in England kein ernsthaftes Pro-
blem darstellt, wie die Mehrheit bei Vor-
lagen der Regierung entscheiden wird, können 
im Kongreß mitunter selbst die besten „Stim-
mungs-Kenner" nicht voraussagen, ob eine 
Regierungsvorlage überhaupt eine Mehrheit 
finden wird und aus welchen Abgeordneten 
sie sich letztlich zusammensetzen wird. Den-
noch haben eine Fülle neuerer Abstimmungs-
studien nachgewiesen, daß die Partei auch in 
Gesetzgebungsfragen, wie Julius Turner sagt, 
„enger als irgendein anderer erkennbarer 
Faktor mit dem Abstimmungsverhalten im 
Kongreß verbunden bleibt ... Mit anderen 
Worten: im Kongreß war die Parteidisziplin 
hinreichend stark genug, um es den Wählern 
zu ermöglichen, zwischen dem Abstimmungs-
verhalten der beiden Parteien zu unterschei-
den" 5). Als Gründe für dieses überraschende 
statistische Resultat führt Allen M. Potter 
u. a. an:

„Daß ein moderner Abgeordneter weitgehend 
zu wählen hat, ob er bei seinen Abstimmun-
gen der Partei oder seinem Gewissen folgen 
will, ist ein Mythos. Seine Wahlmöglichkeit 
ist in der Regel darauf beschränkt, ob er sei-
ner Partei oder einer Interessengruppe folgen 
will. Der britische Abgeordnete stimmt in 
Übereinstimmung mit seiner Partei ab, der 
amerikanische Kongreßmann folgt Interessen-
gruppen ... Da jedoch die Mehrheit jeder der 
drei Hauptgruppen im Kongreß — Republika-
ner, Süddemokraten und Norddemokraten — 
gewöhnlich aus Wahldistrikten kommt, die 
ungefähr gleichgeartet sind, und es daher mit 
den gleichen Interessengruppen zu tun haben 
wird, ist bei namentlichen Abstimmungen im 
Kongreß zumindest ein gemäßigter Partei- 
lichkeits-Charakter bei jeder der drei genann-
ten Haupt 6gruppen erkennbar." )

5) Julius Turner, Party and Constituency: Pres- 
sures on Congress, Baltimore 1951, S. 34 f. Dieses 
und die folgenden Zitate habe ich ins Deutsche 
übertragen.
6) Allen M. Potter, American Government and 
Politics, London 1955, S. 170 f.



Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt Lewis 
A. Froman, wenn er sagt: „Letzten Endes 
stammt wohl der wichtigste Druck, der auf 
Kongreßabgeordnete ausgeübt wird, von den 
Wahldistrikten ... Jedoch besagen ,Wahl- 
distrikt-Einfluß' und .Partei-Einfluß' oftmals 
genau dass 7elbe." ) Freilich, im Vergleich zu 
anderen Ländern, insbesondere zu Großbritan-
nien, sind in den USA ausgesprochene Partei-
abstimmungen, bei denen sich die Parteien 
als fast perfekt geschlossen abstimmende Ein-
heiten gegenüberstehen, die Ausnahme, nicht 
die Regel. Bei einem Vergleich mit europäi-
scher Parteidisziplin müssen die Amerikaner 
sehr schlecht abschneiden. Für amerikanische 
Verhältnisse jedoch ist die Parteidisziplin 
— oder besser Parteikohäsion — im Kon-
greß erstaunlich hoch, denn weder innerhalb 
noch außerhalb des Kongresses sind die Par-
teien auf Bundesebene in der Lage oder ernst-
haft willens, ihre Mitglieder für gute Leistun-
gen wirksam zu belohnen oder für Partei-
vergehen ernsthaft zu bestrafen. (Daß zu Be-
ginn dieses 89. Kongresses den demokrati-
schen Abgeordneten Williams aus Mississippi 
und Watson aus South Carolina die Seniori- 
tät entzogen wurde, da beide öffentlich den 
republikanischen Präsidentschaftskandidaten 
Goldwater unterstützt hatten, ist ein ausge-
sprochener Seltenheitsfall.) Der Einfluß der 
Bundesparteien wird innerhalb des Kongres-
ses vor allem durch die Wirksam

8
keit des 

Senioritätsprinzips ) und außerhalb des Kon-

gresses durch die Tatsache beschnitten, daß 
die Kongreßparteien auf die Nomination und 
weitgehend auch die Wahl ihrer Mitglieder 
in der Regel überhaupt keinen Einfluß haben, 
weder finanziell noch organisatorisch.

Der Parteieinfluß auf das Abstimmungsver-
halten der Abgeordneten innerhalb des Kon-
gresses ist im Repräsentantenhaus etwas 
größer als im Senat. Schon die Geschäftsord-
nung räumt dem einzelnen Senator weit grö-
ßere Freiheiten ein, als sie dem Hausmitglied 
zustehen. Schließlich umfaßt der Senat nur 
100 Mitglieder, während das Repräsentanten-
haus 435 Mitglieder zählt.

Wir sagten, in den USA bilden präsidentielles 
Regierungssystem, Bundesstaat und Arbeits-
parlament eine Einheit, in der die Parteien 
ganz spezielle, weitgehend systembedingte 
Funktionen erfüllen, wo Opposition und Mehr-
heit sich nicht klar als geschlossene Parteien 
gegenüberstehen und die Parteidisziplin keine 
ausschlaggebende Rolle spielt.

In England bilden andererseits parlamenta-
risches Regierungssystem, Einheitsstaat und 
Redeparlament eine Einheit, in der Opposi-
tion und Mehrheit einander klar gegenüber-
stehen, die Parteien als relativ geschlossene 
Einheiten auftreten sowie als kollektive 
Gruppen Verantwortung tragen und die Par-
teidisziplin eine fundamentale Funktion zu 
erfüllen hat.

Welches Bild bietet nun die Bundesrepublik 
Deutschland? Die Bundesrepublik repräsen-
tiert im Vergleich zum englischen und ameri-
kanischen Modell eine „Mischform". Sie hat 
im Gegensatz zu den USA ein parlamenta-
risches System, und zwar in engster Anleh-
nung an das englische Modell. Zugleich ist sie 
aber im Gegensatz zu England eine Bundes-
republik; und der Bundestag ist weder ein 
Redeparlament des englischen Typs noch ein 
Arbeitsparlament des amerikanischen Typs. 
Der Bundestag ist weitgehend beides, oder 
will es anscheinend sein: sowohl ein Rede-

7) Lewis A. Froman, Congressmen and their Con- 
stituencies, Chicago 1963, S. 5 und 7.
8) Zur Bedeutung des Senioritätsprinzips im Kon-
greß siehe auch Winfried Steffani, Cannon ist tot, 
lang lebe Mahon! — Seniorität im amerikanischen 
Kongreß, in: Der Monat, Nr. 192, September 1964, 
S. 30—37.

„Mischform" in der Bundesrepublik

Parlament mit starker Fraktionsdisziplin als 
auch ein Arbeitsparlament, in dem ein Haupt-
teil an parlamentarischer Macht und Arbeit 
in den ständigen Fachausschüssen zu finden 
ist bzw. geleistet wird. Im Bundestag können 
demnach der Parteiredner und der Fachexperte 
gleichermaßen zu den wahren Heroen des 
parlamentarischen Kampffeldes aufsteigen. 
Ein paar Daten zum Vergleich: Im englischen 
Unterhaus, in dem es keine ständigen Fach-
ausschüsse für bestimmte Gesetzesbereiche 
gibt, können nur zwei Drittel der 620 Abge-
ordneten im Plenum Platz finden und je etwa 
dreißig Abgeordnete müssen sich ein „Arbeits-
zimmer" teilen. Im Deutschen Bundestag gibt 
es heute 28 ständige Fachausschüsse, die über 
erhebliche Machtbefugnisse verfügen, alle 
Abgeordneten haben einen festen Platz im 
Plenum (wie das im amerikanischen Senat der 
Fall ist) und etwa zwei Abgeordnete teilen 



sich einen Arbeitsraum und eine Schreibkraft. 
Im amerikanischen Kongreß wird die Haupt-
arbeit in den ständigen Fachausschüssen ge-
leistet, denen im Senat und Repräsentanten-
haus eine Macht zusteht, wie sie in keinem 
anderen Parlament der Welt zu finden ist, 
und jedes Mitglied des Repräsentantenhauses 
hat rund fünf und jeder Senator rund acht und 
mehr Angestellte und Sekretäre. Gleichzeitig 
stehen jedem Mitglied des Repräsentanten-
hauses zumindest zwei offizielle Arbeits-
räume, jedem Senator mindestens drei Zim-
mer zur ausschließlichen Benutzung zur Ver-
fügung, ganz zu schweigen von den großen 
Mitarbeiterstäben, mit denen jeder Kongreß-
ausschuß und Unterausschuß ausgestattet ist 
und deren Umfang und Einfluß in keinem 
europäischen Parlament ein ernsthaftes Ge-
genstück finden.

Da die Bundesrepublik ein parlamentarisches 
Regierungssystem aufweist, in dem die Re-
gierung jederzeit dadurch abberufen werden 
kann, daß ein neuer Kanzler mit absoluter 
Mehrheit der Abgeordneten gewählt wird, 
vermag das System nur dann krisenfest zu 
funktionieren, wenn die Parteien Disziplin 
üben. Die Parteidisziplin wird im Bundestag 
fast so streng gehandhabt und eingehalten 
wie im englischen Unterhaus. Sie hat dafür 
zu sorgen, daß in den wichtigsten Ausschuß-
posten Abgeordnete sitzen, die zu den Ver-
trauensmännern der Partei bzw. zu deren 
Führungsgruppen gehören. Pärteidisziplin 
wird weder im Bundestag noch im englischen 
Parlament primär dadurch bewirkt, daß man 
ungetreue Mitglieder direkt bestraft, sondern 
indem man sie nicht fördert, sie nicht in er-
strebenswerte Machtpositionen hineinwählt 
und sie damit faktisch indirekt benachteiligt. 
Die wichtigsten Vorarbeiten und Abstimmun-
gen im parlamentarischen Entscheidungspro-
zeß finden einmal in den jeweiligen Frak-
tionssitzungen und denen der Fraktionsaus-
schüsse (Arbeitskreise der Fraktionen) statt, 
zum anderen in den ständigen Fachausschüs-
sen des Bundestages und deren Unteraus-
schüssen. In den Plenarsitzungen werden die 
Ergebnisse der Fraktions- und Ausschußsit-
zungen öffentlich „registriert", in Reden ge-
rechtfertigt oder angegriffen bzw. gegebenen-
falls in Einmütigkeit von allen Parteien still-
schweigend akzeptiert — was übrigens nicht 
nur im Kongreß, sondern ebenso im Unter-
haus und Bundestag recht oft geschieht.
Da im Bundestag der Kanzler und die Mini-
ster nicht nur in den Ausschüssen, sondern 
auch im Plenum Rede und Antwort stehen 

müssen, können gelegentlich Debatten, Inter-
pellationsdiskussionen und Fragestunden das 
weitere Interesse der öffentlichen Meinung 
in stärkerem Ausmaße gewinnen. Bei der 
öffentlich-wirksamen Kontrolltätigkeit des 
Bundestages stehen der Opposition beson-
dere Befugnisse zu. Sie kann notfalls auch 
als Minderheit vom Bundestag die Einsetzung 
eines parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses erzwingen — ein verfassungsmäßig 
garantiertes Minderheitsrecht, über das — im 
Unterschied zu allen ausländischen Parlamen-
ten — nur die Opposition im Deutschen Bun-
destag verfügt.

Daß Parteidisziplin in der Regel etwas an-
deres als blinder Gehorsam gegenüber der 
Regierung ist, geht bereits aus der Tatsache 
hervor, daß — wie der sozialdemokratische 
Politiker Adolf Arndt immer wieder hervor-
gehoben hat — kaum eine Gesetzesvorlage 
der Regierung vom Bundestag unverändert 
angenommen wird. So manche Regierungs-
vorlage ist darüber hinaus schon in den Bun-
destagsausschüssen stillschweigend begraben 
worden. Die Regierung kann nur dann erfolg-
reich mit ihren Vorlagen sein, wenn sie inner-
halb ihrer Parteimehrheit einen breiten Kon-
sensus gefunden hat. Das zu erreichen ist 
nicht immer ganz einfach. Für diese Schwie-
rigkeit einer Konsensusbildung sind vor allem 
zwei Tatsachen verantwortlich:

1. Auf die personelle Zusammensetzung der 
Fraktion im Bundestag hat der Bundesvor-
stand der Partei nur einen relativ geringen 
und indirekten Einfluß (hauptsächlich auf finan-
ziellem Gebiet). Hier macht sich die bundes-
staatliche Struktur Westdeutschlands bemerk-
bar. In der diesjährigen Bundestagswahl wur-
den 248 Abgeordnete des Bundestages in 
Einmannwahlkreisen gewählt und 248 über 
Landeslisten, über die Parteikandidaten der 
Einmannwahlkreise entscheiden letztlich (laut 
Wahlgesetz vom 7. Mai 1956, § 22) allein 
die Parteigruppen im Wahlkreis, über die 
Landeslisten entscheiden letztinstanzlich die 
Landesparteiorganisationen (§ 28).

2. Ein weiteres kommt hinzu. Die Interessen-
gruppen versuchen im Konkurrenzkampf ihre 
Interessen auf allen Entscheidungsebenen zur 
Geltung zu bringen: durch Einflußnahme auf 
die öffentliche Meinung, andere Interessen-
gruppen, Parteien, einzelne Abgeordnete, Ver-
waltung und Regierung. Das ist grundsätzlich 
ihr gutes Recht, von dem sie in den USA 
ebenso Gebrauch machen wie in Deutschland 
und England. Während sich die Interessen-



gruppen in den USA jedoch weniger auf die 
Parteien als solche konzentrieren, sondern 
mehr einzelne Abgeordnete zu bearbeiten 
suchen, ist diese Methode in Deutschland weit 
weniger erfolgversprechend, da der einzelne 
Abgeordnete ja der Parteidisziplin unterwor-
fen ist. Insoweit schützt die Parteidisziplin 
den einzelnen Abgeordneten vor übergroßem 
Druck durch Interessengruppen.

Dafür sind die Interessengruppen nun daran 
interessiert, Vertreter ihrer Organisationen 
als „Werber" und „Informationsquellen" in 
die Parteifraktionen selbst hineinzubekom-
men. Das Ergebnis ist, daß zahlreiche Abge-
ordnete Vertreter von Interessengruppen sind, 
die sich zwar letztlich der Parteidisziplin beu-
gen müssen, aber zugleich dafür sorgen kön-
nen, daß ein innerparteilicher Konsensus auf 
ihre Kosten zumindest nicht zu überstürzt zu- 
standekommt. Eine Parteiführung, die bei der 
Bildung eines derartigen Konsensus allzu 
rücksichtslos verfährt, kann sehr bald mit 
Widerstand und Krisenerscheinungen in der 
Partei rechnen bzw. schlimmstenfalls eine 
Parteizersplitterung oder Parteispaltung und 
damit gar ihren Sturz heraufbeschwören.

Der Föderalismus wirkt sich auf den Bundes-
tag aber nicht nur über die Parteistruktur aus. 
Denn neben dem Bundestag steht, in gewis-
sem Sinne als zweite Kammer, der Bundesrat, 
die Vertretung der Länder. Erst beide zusam-
men, Bundestag und Bundesrat, bilden das 
eigentliche Gegenstück zum Kongreß, der ja 
aus dem Repräsentantenhaus und dem Senat 
besteht. Der Bundesrat ist aber, obgleich er 
im deutschen System der Hemmungen und 
Gegengewichte („checks and balances") eine 
ziemlich machtvolle Position einnimmt, nicht 
ganz mit dem Senat zu vergleichen.

Der Bundesrat ist einmal nicht — wie der Se-
nat — in allen Gesetzgebungsbereichen in 
gleicher Weise beteiligt. In einigen Bereichen 
kann er nur Einspruch erheben, der vom 
Bundestag aber überstimmt werden kann; in 
anderen Fragen jedoch, wie etwa bei Ver-
fassungsänderungen, ist die Rechtsgültigkeit 
eines Gesetzes oder einer Rechtsverordnung 
an die Zustimmung des Bundesrates gebunden. 
Setzt sich der amerikanische Senat aus 100 
Senatoren zusammen (je Staat zwei, unabhän-
gig von dessen Größe und Bevölkerungszahl), 
so besteht der Bundesrat aus Vertretern bzw. 
Mitgliedern der Landesregierungen, die wei-
sungsgebunden sind und nur je Land ge-
schlossen ihre Stimme abgeben können. Von 
den 11 Bundesländern haben die größten je 

fünf Stimmen, die kleinsten, wie Bremen, 
Hamburg und das Saarland, je drei; Berlin 
hat vier Stimmen. Insgesamt umfaßt der Bun-
desrat gegenwärtig 41 Stimmen.

Wechselt eine Landesregierung von einer 
Partei zur anderen — nach deren Sturz oder 
nach einer Landtagswahl, die nicht in allen 
Ländern gleichzeitig stattfinden —, so ändert 
sich auch die parteipolitische Zusammenset-
zung des Bundesrates.

Eine enge Kontaktmöglichkeit zwischen Bun-
desrat und Bundestag ist dadurch gegeben, 
daß die Bundesratsmitglieder im Plenum wie 
in allen Ausschüssen des Bundestages anwe-
send sein dürfen und auf Verlangen jederzeit 
gehört werden müssen. So konnte z. B. der 
Kanzlerkandidat der Sozialdemokraten, der 
Berliner Regierende Bürgermeister Willy 
Brandt, der nicht Mitglied des Bundestages 
war, dort wenigstens zu Worte kommen, wenn 
auch als Sprecher des Landes Berlin und nicht 
in seiner Eigenschaft als Oppositionsführer.

Stimmen Bundesrat und Bundestag bei einer 
Gesetzesvorlage nicht überein, so kann, wie 
im Kongreß, ein Vermittlungsausschuß ange-
rufen werden. Dieser Ausschuß ist aber im 
Gegensatz zu seinem amerikanischen Pendant 
ein ständiger Ausschuß. In ihm sind auch die 
Bundesratsmitglieder nicht mehr weisungs-
gebunden (Art. 77, 2 GG). Diese Weisungs-
freiheit kann im Konfliktsfalle bedeutsam sein. 
Denn einmal wird damit der Vermittlungs-
ausschuß von Bundesratsmitgliedern besetzt, 
die nicht mehr Beauftragte einer Landesre-
gierung sind, sondern Repräsentanten des 
Bundesorgans „Bundesrat"; zum anderen dient 
das zur Überwindung der systemimmanenten 
Spannung zwischen parlamentarischem Regie-
rungssystem und Bundesstaat. Daß parlamen-
tarisches Regierungssystem und Bundesstaat 
eigentlich nur schwer miteinander in Einklang 
zu bringen sind, kann kaum geleugnet wer-
den. Was nützt einer Regierung mit diszipli-
nierter Mehrheit ihre Macht und Bereitschaft 
zu ungeschmälerter politischer Verantwort-
lichkeit, wenn ein unabhängiger Bundesrat in 
einigen Fragen über ein suspensives, in an-
deren Bereichen aber sogar über ein absolutes 
Veto verfügt? Um dem entgegenzuwirken, 
versuchen Bundespartei und Landesparteier, 
engsten Kontakt miteinander zu wahren. Die 
Bundespartei muß daran interessiert sein, falls 
sie im Bundestag die Mehrheit besitzt, diese 
auch im Bundesrat zu erreichen bzw. zu er-
halten. Deshalb wird sie zugleich dafür sorgen 
müssen, daß den Bundesratsmitgliedern im 



Vermittlungsausschuß, die der gleichen Partei 
angehören, nahegelegt wird, den Gesichts-
punkt notwendiger Parteitreue nicht völlig 
außer acht zu lassen. Daß die einflußreichen 
Herren des Vermittlungsausschusses (je elf 
vom Bundestag und elf vom Bundesrat ent-
sandt) allerdings nicht stets diesen Partei-
bitten folgen, wird mitunter offen eingestan-
den und beklagt.

Daß die Bäume einer disziplinierten parla-
mentarischen Parteimehrheit nicht in den Him-
mel wachsen, dafür haben vor allem die 
Wahlen zu sorgen. Alle vier Jahre wird der 
Bundestag gewählt. Die Wähler und das 

Wahlsystem haben bisher dafür Sorge getra-
gen und bewirkt, daß nur einmal, im dritten 
Bundestag von 1957—1961, eine Partei — die 
CDU/CSU — die absolute Mehrheit stellte.
Daß parlamentarische Majoritäten darüber 
hinaus ihre Entscheidungen stets in Überein-
stimmung mit den Vorschriften der Verfas-
sung ausüben — was vornehmlich für verab-
schiedete Gesetze gilt —, darüber hat das 
Bundesverfassungsgericht zu wachen. Das 
Bundesverfassungsgericht ist in der Bundes-
republik der Hüter der Verfassung — insofern 
das Gegenstück zum amerikanischen Supreme 
Court.

Reformbestrebungen in den USA

Zum Schluß ein kurzes Wort über die Gegen-
wartsdiskussionen zum Kongreß und Bundes-
tag.
Das Institut, das von allen Diskussionspart-
nern als ausgezeichnet und in keinerlei Hin-
sicht als reformbedürftig bezeichnet wird, 
muß noch erfunden werden. So ist auch der 
Kongreß, trotz aller Bewährung in der Ver-
gangenheit, heute erneut Gegenstand einer 
hitzig geführten Auseinandersetzung. Auf der 
einen Seite stehen dabei diejenigen, die, unter 
Verweis auf sein vortreffliches Funktionieren 
in vergangenen Jahrzehnten, den Status quo 
verteidigen. Zu ihnen gehören vor allem jene 
Kongreßabgeordneten, die dank hoher Senio- 
rität im Kongreß entscheidende Machtpositio-
nen innehaben oder als Minoritäten von ge-
genwärtigen Gepflogenheiten und Traditio-
nen reichlich profitieren.

Auf der anderen Seite stehen diejenigen, 
die meinen, daß Bewährung in der Vergan-
genheit keine Garantien für eine Bewährung 
in der Zukunft biete und daß diese Zukunft 
mit ihren gewaltigen Forderungen hohe und 
neue Ansprüche ans Parlament stellen werde. 
Für sie steht es außer Frage, daß der Kongreß 
ohne tiefgreifende Reformen und einen Hal-
tungswandel vieler Abgeordneter schwerlich 
diesen künftigen Aufgaben gerecht werden 
könne. Zugleich sind sie gar nicht überzeugt 
davon, daß sich der Kongreß bisher tatsäch-
lich so sehr bewährt habe.

Beide Diskussionsgruppen berufen sich bei 
ihrem heutigen Disput gern auf die Bekennt-
nisse eines der größten und erfolgreichsten 
Kongreßmänner der Gegenwart, der seine 
Grundüberzeugungen 1958 in dem Artikel 

„My Political Philosophy" niederlegte9). 
Lyndon B. Johnson schrieb damals — und 
diese Stelle wird vor allem von den „Status 
quo-Verfechtern" angeführt:

„In unserem Regierungssystem besteht die 
wahre Aufgabe des Kongresses darin, 531 
Individuen, die 170 Millionen Individuen re-
präsentieren, zusammenzubringen, damit sie 
bei ihren Entscheidungen über den Weg, den 
die Nation einschlagen soll, eine Überein-
stimmung erreichen können (achieve a con- 
sent) ... Ich glaube nicht, daß wir eine Ant-
wort gefunden haben, bevor wir zu einer die 
ganze Nation umfassenden Antwort gelangt 
sind, zu einer Antwort, der alle vernünftigen 
Menschen zustimmen können. Unsere Arbeit 
ist nicht getan, bevor wir diese Antwort ge-
funden haben — selbst wenn 

10
uns das Jahre 

unseres Lebens kosten sollte." )

Auf der anderen Seite stehen die ungeduldigen 
Reformer, die unter dem Eindruck der Tat-
sache, daß Zeit heute sehr kostbar geworden 
ist und daß die Tage drängen, mit weit grö-
ßerer Freude eine andere Passage aus John-
sons Artikel zitieren:

„Eine lebensvolle Regierung darf in keinem 
Bereich einen Stillstand dulden — weder im 
außenpolitischen noch im innenpolitischen. Sie 
muß nach Lösungen im nationalen Interesse 
suchen: energisch, mutig und vertrauens-
voll 11." )

9) Lyndon B. Johnson, My Political Philosophy, 
in: The Texas Quarterly, Bd. I, Winter 1958, 
S. 17—22.
10) Ebd., S. 18 f.
11) Ebd., S. 22.



Und die Reformer stimmen in diesem Zusam-
menhang mit Allen M. Potter überein, der 
1955 geschrieben hatte:

„Regierung durch Konsensus ist ein Ideal, das 
in der amerikanischen Verfassungstradition 
fest verwurzelt ist. Indem es Maßhaltung be-
tont, entspricht es den Bedürfnissen einer 
Mittelstandsgesellschaft. Es wäre ungerecht, 
leugnen zu wollen, daß viele Kongreßmänner 
bemüht sind, diesem Ideal zum Durchbruch zu 
verhelfen. Aber es wäre ein Fehler, zu über-
sehen, daß „Konsensus", solange er nicht vom 
Präsidenten gelenkt wird, in der Praxis ledig-
lich .Herumwursteln' und .Gefälligkeitswirt-
schaft' (,lo 12g-rolling ) bedeutet." )

Daß die amerikanischen Präsidenten in den 
letzten Jahren ihre Führungsaufgaben sträf-
lich vernachlässigt hätten, wird von wenigen 
Reformern ernsthaft behauptet. Ihrer Meinung 
nach liegt das wahre Problem vielmehr in der 
Unfähigkeit des Kongresses bzw. der in ihm 
vertretenen Parteien, präsidentielle Empfeh-
lungen und Vorschläge verantwortlich aufzu-
greifen. Die wichtigsten Kampfesdevisen der 
Reformer fordern daher: „Schaffung eines ein-
deutigen verantwortlichen Zwei-Parteien-Sy- 
stems", und: „Etwas mehr Parteidisziplin, 
bitte"! Lang und umfangreich sind die Listen 
detaillierter Verbesserungsvorschläge, die 
allerorts präsentiert werden. Zu den als „drin-
gend" bezeichneten Reformanregungen ge-
hören Vorschläge für ein stärker zentralisier-
tes Parteiensystem, für eine totale Neuorien-
tierung im entscheidend wichtigen Bereich der 
Wahldistrikteinteilungen gemäß dem Grund-
satz „eine Person, eine Stimme" („one man, 
one vote") und für eine durchgreifende Re-
form der Arbeitsweisen und Geschäftsord-
nungsregeln in beiden Häusern des Kongres-
ses. In den letzten Jahren war die Aufmerk-
samkeit der Reformer und einer breiteren 
Öffentlichkeit im wesentlichen auf den ins-
gesamt nicht sehr erfolgreichen Kampf um 
den machtvollen Geschäftsordnungsausschuß 
(House Rules Committee) des Repräsentanten-
hauses und die „Filibuster"-Frage (Recht der 
unbegrenzten Rede) im Senat konzentriert.

Alle zwei Jahre, zu Beginn eines neuen Kon-
gresses, ist die große Stunde für die Kongreß-
reformer gekommen. Dann wird über die Ge-
schäftsordnung beschlossen. Seit dem Reform-
gesetz vom Jahre 1946 („Legislative Reorga- 
nization Act"), das sich im wesentlichen auf 
eine Neuordnung des Ausschußsystems be-

12) Potter a.a.O., S. 171. 

schränkt hatte, blieb es aber bei minimalen 
Änderungen. Zwar ist die im Kongreß anfal-
lende Arbeitslast seit dem Zweiten Weltkrieg 
gewaltig angestiegen, die parlamentarische 
Maschinerie arbeitet jedoch im Atomzeitalter 
weiterhin mit konventionellen Methoden. Sie 
zu modernisieren ist bei dem starken Wider-
stand einflußreicher innerparlamentarischer 
Machtgruppen nur mit Hilfe starken öffent-
lichen Drucks möglich. Ihn für eine derart 
komplizierte Materie wie die Kongreßreform 
wirksam zu entfachen, erwies sich bisher als 
hoffnungslos. So mancher Reformer sieht 
resignierend äußerst kritische Zeiten voraus.

Unter diesem Gesichtswinkel brachte die Er-
öffnung des 89. Kongresses überraschende Er- 
folgsnachrichten. Freilich, im Senat führten 
die Debatten zur Filibuster-Frage (Geschäfts-
ordnungsregel Nr. 22) bisher zu keinem 
Ergebnis. Aber im Repräsentantenhaus kam 
es zu ein paar Neuregelungen, die der Mehr-
heit und ihren Führern künftig eine größere 
Handlungsfreiheit einräumen werden. Zu 
ihnen gehören nicht nur die Stärkung der Po-
sition des „Speaker" und ein paar wichtige 
prozedurale Vereinfachungen, wie z. B. bei der 
Anrufung und Einsetzung eines Vermittlungs-
ausschusses im Konfliktsfalle zwischen Reprä-
sentantenhaus und Senat. Zur bedeutsamsten 
Geschäftsordnungsreform schrieb die New 
York Times am 6. Januar 1965 in einem 
Kommentar:

„Am ersten Sitzungstage der neuen Wahl-
periode errang das Repräsentantenhaus einen 
Sieg zugunsten eines der wichtigsten seiner 
eigenen Rechte — nämlich des Rechts, abzu-
stimmen.

Bisher hatten die Abgeordneten des Reprä-
sentantenhauses nur dann die Möglichkeit, 
über eine wichtige Gesetzesmaterie abzustim-
men, falls der Geschäftsordnungsausschuß 
(Rules Committee) die Erlaubnis erteilte, daß 
eine Vorlage im Plenum überhaupt zur Ab-
stimmung gelangen dürfe. Dies Verfahren 
wurde nun geändert. Sollte der Geschäfts-
ordnungsausschuß künftighin eine Vorlage 
länger als 21 Tage zurückhalten, so kann das 
Haus nun mit einfacher Mehrheit beschließen, 
daß die Vorlage im Plenum zur Abstimmung 
gebracht wird. Das ist kein unbedeutender 
Sieg zugunsten demokratischer Verfahrens-
prinzipien. Es sollte gleicherweise Präsident 
Johnson bei der Verabschiedung seines Ge-
setzgebungsprogramms von Nutzen sein ... 
In dieser Hinsicht hat das Repräsentanten-
haus zu einem guten Start angesetzt."



Deutscher Bundestag: beispielhafter Mittelweg?

Die Kritik am Deutschen Bundestag kann nicht 
dieselbe sein. Niemand führt hier Klage dar-
über, daß die Parteien im Bundestag zu wenig 
Parteidisziplin zeigten oder die Mehrheit 
nicht ihren Willen bekomme bzw. durch Ge-
schäftsbestimmungen zu sehr gehemmt werde. 
Ganz im Gegenteil. Viele Kritiker hätten 
wenig gegen etwas mehr Unabhängigkeit und 
sichtbare Initiative des einzelnen Abgeordne-
ten einzuwenden. Die Hauptdiskussionen 
kreisen vielmehr um die Frage, ob der Bun-
destag sich mehr am Vorbild eines Arbeits-
parlaments, etwa im amerikanischen Sinne, 
oder am englischen Vorbild eines Redepar-
laments orientieren solle. Dem Bundestag 
wird dabei vor allem vorgeworfen, daß er sei-
ner Funktion, öffentliches Diskussionsforum 
grundlegender politischer Fragen zu sein, nicht 
hinreichend gerecht werde. Führende Parla-
mentarier und Regierungsmitglieder zögen 
bei bedeutsamen Stellungnahmen öfter als zu-
lässig Presseinterviews, Radioreden und Fern-
sehauftritte der Parlamentsbühne vor. Das 
parlamentarische Forum verliere damit an 
Bedeutung und Ansehen, lautet der Vorwurf. 
Inwieweit die Einrichtung von Fragestunden 
und „aktuellen Stunden" Ansätze für Besse-
rungen bieten, bleibt abzuwarten. Gleichzeitig 
wird kritisch vermerkt, im Bundestag werde 
nicht mehr hart genug debattiert. Im Hinter-
grund steht dabei die Klage, Opposition und 
Regierungsparteien seien sich in vielen Be-
reichen so nahe gekommen, daß klare Alter-
nativen nicht mehr deutlich genug in Erschei-
nung träten. Deutschland und die Bundesrepu-
blik waren in dieser Hinsicht bisher anderes 
gewohnt. Einigen der letztgenannten Klage-
führern sei in diesem Zusammenhang immer-
hin die Lektüre des bereits zitierten Johnson- 
Artikels empfohlen, in dem er sich u. a. mit 
dem „Mythos des Konz
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epts" befaßt, „daß es 
zu jeder (politischen) Frage zwei Antworten 
geben müsse" ).
Ob sich alle Bundestags-Kritiker stets darüber 
im klaren sind, ob sie letztlich ein Rede- oder 
Arbeitsparlament wollen und welche Konse-
quenzen mit ihrer jeweiligen Grundentschei-
dung und den darauf basierenden Forderun-
gen verbunden sind, ist eine offene Frage. 
Inwieweit die genannten Vorwürfe im Bun-

13) Johnson a.a.O., S. 20.

destag zu Neuorientierungen und Reformen 
fuhren werden, ist heute gleichfalls noch weit-
gehend unbestimmt. Eines scheint jedoch 
evident zu sein: Ein Parlament, das sich einer-
seits ausschließlich am Modell des Arbeits-
parlaments orientiert, droht in der Detailarbeit 
aufzugeben und den Blick für die großen Li-
nien und Probleme zu verlieren. Einem Par-
lament, das sich andererseits vornehmlich am 
Modell des Redeparlaments ausrichtet, droht 
die Kontrolle über die entscheidenden Detail-
probleme immer mehr aus den Händen zu 
gleiten. Vom modernen Parlament, das so-
wohl seiner Integrations- wie seiner Kontroll-
funktion nachkommen will, sollte erwartet 
werden, daß es ebenso die Fähigkeit zur 
öffentlich wirksamen, verantwortlichen Dis-
kussion großer Sachprobleme besitzt, wie das 
Vermögen, Regierungsvorlagen notfalls auch 
sachverständiger Detailüberprüfung und -Re-
vision zu unterziehen. In den USA sind es vor 
allem die Senatoren Javits, Case und Clark, 
die für eine größere Publizität und Straffung 
politischer Debatten im Kongreß eintreten. 
Die gegenwärtigen Diskussionen um eine 
Reform der Arbeitsprozeduren des amerika-
nischen Kongresses kreisen auch um diesen 
Fragenkomplex. Hinsichtlich des britischen 
Redeparlaments wird demgegenüber neben 
anderen parlamentarischen Reformerwägun-
gen immer ernsthafter die Frage erörtert, ob 
nicht ein Ausbau des verkümmerten parla-
mentarischen Ausschußsystems und die Schaf-
fung kompetenter Fachausschüsse, in denen 
sachinformierte „Back-bencher" tätig werden 
könnten, für den Status des Parlaments und 
dessen Arb
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eitsleistung von einem gewissen 

Nutzen wären ).  In diesem Zusammenhang 
stellt sich schließlich die Frage, ob nicht der 
Deutsche Bundestag auf dem Wege ist, jene 
Balance zwischen Rede- und Arbeitsparlament 
zu finden, die für den allgemeinen Entwick-
lungstrend moderner Parlamente schlechthin 
beispielhaft werden könnte.

14) Siehe hierzu Thomas J. Carbery, Views and 
Opinions — The Americanisation of British Poli-
tics, in: The Journal of Politics, Bd. 27, Nr. 1, 
Februar 1965, S. 179 ff., und S. A. Walkland, Science 
and Parliament: The Role of the Select Committees 
of the House of Commons, in: Parliamentary 
Affairs, Bd. 18. Nr. 3, Sommer 1965, S. 266—278, 
bes. S. 277 f.
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